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Hat der alte Hexenmeister


Sich doch einmal wegbegeben!


Und nun sollen seine Geister


Auch nach meinem Willen leben.


Goethe


Der Zauberlehrling, 1. Vers


Vorwort


Das Jahr 2014 war ein Schicksalsjahr für die Ukraine - aber auch für Europa. Es stellte dem zweitgrößten Land Europas die Frage Quo vadis: gen Osten (Russische Föderation, RF) oder gen Westen (Europäische Union, EU)? Von einem realistischen Standpunkt war zu jener Zeit diese hart formulierte Frage weder klar noch eindeutig beantwortbar. Denn sie war schicksalhaft falsch gestellt. Dies nicht nur deshalb, weil auch der Osten (Russland) zu Europa gehört - wenn auch nicht zur Europäischen Union -, sondern auch - wie immer diese Frage beantwortet werden würde - sie notgedrungen zu einer Spaltung des ukrainischen Volkes, das sich seit Jahren schon und noch immer um eine eigene und einheitliche Staatlichkeit müht, führen würde. Doch dies nicht genug, auch würde sie zu einer Spaltung der slawischen Völkerfamilie führen.


Andererseits stellten sich die für Europa sprechenden und handelnden Politiker mit ihrer drängenden Beförderung einer Entscheidung ein denkbar schlechtes Zeugnis in einem möglichen Prüfungsfach „Europäische Geschichte“ aus. Benötigten doch ihre Länder sechzig Jahre, um den Gedanken eines europäischen Staatenbundes in ein einigermaßen stabiles und funktionierendes Gebilde zu gießen, das inzwischen weitab von den Ideen seiner Gründungsväter immer wieder von Krisen heimgesucht wird. Die Vorstellung, ein Land wie die Ukraine, das selbst auf dem Wege zu einer demokratischen Gesellschaft nach dem Muster der parlamentarischen Demokratien des Westens mit großen Problemen ringt, in einer Blitzaktion erfolgreich zu assoziieren und schließlich als gleichberechtigtes Mitglied in den Staatenbundes aufzunehmen , erscheint schlichtweg als vermessen. Hinzu kommt die ethnische Vielfalt der Ukraine mit mehr als einem Drittel der Bevölkerung russischer Nationalität wie auch ungarischer und polnischer bei ungeklärten politischen und sozial-ökonomischen Rechten. Erschwerend wirkt dabei das ambivalente Verhältnis großer Teile der ukrainischen Bevölkerung zu Russland, vor allem wegen des von den Bolschewiki verursachten Hungertods, Holodomor, von mehr als drei Millionen Menschen während der Jahre 1932 / 33. Und doch wäre eine tiefere Spaltung der slawischen Völkerfamilie auf Dauer weder von Russland noch von der Ukraine gewünscht und hinnehmbar.


Hinter all den neuerlichen ukrainischen Ereignissen nach der weitestgehend unblutigen Orangen Revolution des Jahres 2004, die im Jahre 2013 begannen und zunächst im Jahre 2014 kulminierten, standen und stehen jene Kreise der USA, die gemäß dem in Die einzige Weltmacht.- Amerikas Strategie der Vorherrschaft von Zbigniew Brzeziński beschriebenen Szenarium zunächst das endgültige Ausscheiden der Ukraine aus dem russischen Einflussbereich und die Erweiterung des eigenen bis in die Nähe des sagenumwobenen Don anstreben. Neben vielfältigen ökonomischen Zielen sollte zugleich Russland und speziell der in Sewastopol auf der Halbinsel Krim stationierten russischen Schwarzmeer-Flotte der direkte Zugang zum Schwarzen Meer und damit zum Mittelländischen Meer verwehrt werden. Dabei sollte die bereits vielfach angewandte Taktik des „Arabischen Frühlings“ als Mittel eines gesellschaftlichen Umbruchs eingesetzt werden.


Doch das angestrebte strategische Ziel einer weiteren Reduktion Russlands zur Regionalmacht blieb aus. Die Anstifter verloren die Macht über die von ihnen entfesselten Elemente. Die Russen - und nicht nur sie - im Land Ukraine sowie die Menschen im benachbarten Russland stellten sich ihnen in den Weg. Die Krim kehrte nach einer überwältigenden Volksabstimmung heim nach Russland, und im Donbass bildeten die neu errichteten Volksrepubliken Donezk und Lugansk einen Schutzwall. Ihn konnte die von ihren westlichen Freunden unterstützte Anti-Terrorist Operation, ATO, einer aus dem Februar-Putsch von 2014 hervorgegangenen Regierung selbst in einem nun bereits sieben Jahre währenden Bürgerkrieg mit vielen Tausenden Opfern nicht brechen. Das Unternehmen Ukraine, das von der EU, der NATO und den USA betrieben worden war und fortgesetzt betrieben wird, ist in eine Sackgasse geraten. Vereinbarungen der Konfliktparteien wie Minsk II brachten nur marginale Resultate. Ihre wesentlichen Festlegungen wurden von der Ukraine ignoriert, was zu einer Verweigerungshaltung der Russen im Donbass und jenseits seiner östlichen Grenze führte. Dabei spielt eine sich schnell verstärkende Entartung der internationalen Diplomatie zu einer nahezu reinen Sanktionspolitik, mit der der Westen versucht, seine Ziele - wo auch immer in der Welt - durchzusetzen, eine verhängnisvolle Rolle.


Das vorliegende Buch bietet eine Chronologie der Ereignisse des Schicksalsjahrs 2014 in der Ukraine, wie sie dem Autor zugänglich waren und von ihm wahrgenommen und notiert wurden, an. Im Hintergrund werden sowohl internationale politische Entwicklungen, in die Diskussion derer der Text eingebettet ist, als auch sozial-ökonomische Aspekte berührt. Breiten Raum nehmen eine kritische Betrachtung des Geschehens um den Abschuss des malaysischen Passagierflugzeuges Boeing 777, Flug MH17, über der Ostukraine am 17. Juli 2014 sowie seiner Folgen ein. Dabei werden vor allem jene Beobachtungen beschrieben, die den Auswertungen der niederländisch geführten internationalen Untersuchungskommission vorgelagert waren und von den Ergebnissen ihrer Arbeit überlagert wurden. Schließlich werden Einzelheiten über die in westlichen Ländern weitestgehend unbekannte Migration ukrainischer Staatsbürger nicht nur russischer Herkunft nach Russland bzw. zahlloser Ukrainer vor allem in das westliche Nachbarland Polen mitgeteilt. Von Interesse dürfte auch eine Darstellung jener Folgen sein, mit denen sich Russland nach der Aufkündigung der militärtechnischen Kooperation durch die Ukraine zu befassen hatte.


Die Texte sowohl der Chronologie als auch der weiteren Kapitel sowie aller Anlagen sind fast unveränderte Niederschriften mit den jeweils angegebenen Erstellungsdaten. Für die vorliegende Ausgabe wurden allein einige Bilder, deren Quellen nicht mehr zugänglich waren, gegen analoge Darstellungen ausgetauscht, andere Bildquellen ergänzt oder präzisiert sowie grammatikalische und Schreibfehler in den originalen Texten korrigiert


Martin Bülow


Dierhagen, den 13. Juli 2020




Man muss dem Gesagten Wort für Wort nachgehen und bei allem, was geschieht,


die treibende Kraft suchen und dabei zugleich darauf achten, welchem Ziele die Antriebsenergie zustrebt,


bei dem Gesagten aufpassen, was der Sinn der Rede ist.


Marc Aurel


Die Ukraine zur Jahreswende 2013 / 2014


Nach allem, was über die Republik Ukraine täglich bekannt wird 1, ist die Darstellung der Ereignisse, die sich nach der Weigerung des ukrainischen Präsidenten Viktor F. Janukovich am 16. November 2013, das Freihandels- und Assoziierungs-Abkommen 2 mit der Europäischen Union, EU, zu unterschreiben 3, entwickelten, in den deutschen (wie auch anderen europäischen) Medien einseitig, bewusst entstellt und unehrlich.


Man bedenke, dass in der Ukraine die letzten Parlamentswahlen erst im Oktober 2012 stattgefunden hatten. Sie verliefen unter strenger Kontrolle europäischer Beobachter (insbesondere der EU) und wurden von diesen als völlig legitim anerkannt. Kleinere Irregularitäten hatten keinen Einfluss auf das Endergebnis. Es siegte die „Partei der Regionen“, http://ru.wikipedia.org/wiki/Партия регионов, des jetzigen Präsidenten Viktor Janukovich (30,0 % der Stimmen); keinerlei Wiederholungen von Abstimmungen mussten vorgenommen werden. An zweiter Stelle landete die Partei „Batkivstshina“ 4 der Julia Timoshenko 5 (25,5 %), http://ru.wikipedia.org/wiki/Батькивщина, den dritten Platz (13,9 %) nahm „Udar“, die jetzt von Vitalij Klitshko 6 geführte Partei ein („Partei des Vitalij Klitshko für Demokratische Allianz und Reformen“; „Udar“ bedeutet übrigens auch „der Schlag“). Diese Organisation steht ideologisch der CDU / CSU in Deutschland bzw. den Republikanern in den USA nahe. Wie aus http://ru.wikipedia.org/wiki/УДАР folgt, ist allerdings ihr Programm individualistisch sowie diffus, und es konzentriert sich im Wesentlichen auf eine „soziale Marktwirtschaft“ und auf die Annäherung sowie Vereinigung der Ukraine mit dem Westen. Übrigens erhielt die „Kommunistische Partei der Ukraine“ etwa den gleichen Stimmenanteil wie „Udar“, nämlich 13,6 %. Etwa 15 % der Wähler entschieden sich für von Parteien unabhängige Kandidaten, von diesen stimmten zwei Drittel (ca. 10 % der Gesamtzahl der Stimmen) für die Vereinigung „Svoboda“ des O. Tjagnibok, der Rest für fünf weitere kleine Organisationen, deren Image in Analogie zu dem von „Svoboda“ streng nationalistisch bis extrem rechts-konservativ ist.


Was gegenwärtig auf dem zentralen Kiewer Platz Majdan 7 stattfindet, ist im Grunde ein rigoroser Versuch der Parteien von V. Klitshko, J. Timoshenko und O. Tjagnibok sowie ultrarechter Kräfte, mit internationaler Unterstützung die Ergebnisse der Parlamentswahlen vom Oktober 2012 umzukehren, nachdem kürzlich bereits zwei Dinge gescheitert waren:




	(1) Erpressungsversuch der EU im Frühherbst 2013, sie werde das Freihandels- und Assoziierungsabkommen mit der Ukraine nur unterzeichnen, wenn J. Timoshenko sofort aus der Haft entlassen werde; zugleich lehnte die EU ein Gesuch der Ukraine, ihr kurzfristig € 15 Milliarden zur Verfügung zu stellen, ab; s. auch 8;


	(2) Misstrauensvotum von „Udar“ im Parlament gegen die demokratisch gewählte Regierung.





Die jetzt stattfindenden Ereignisse tragen den Charakter eines Staatsstreiches, offenbar auch unter der Einwirkung von Geheimdiensten, US-amerikanischen Think tanks und Hedge fonds (George Soros), mit dem Ziel einer weiteren Veränderung des geostrategischen und ökonomischen Gleichgewichts in Europa und der Isolation Russlands (s. Anhang 1). Wohin dies führen kann, haben die bekanntermaßen idiotischen Aktionen gegen den Irak, Afghanistan und die Einmischungen in den „Arabischen Frühling“ (Ägypten, Libyen, Tunesien) gezeigt. Für die beteiligten Völker lief es am Ende auch immer auf etwas anderes als auf eine Demokratie nach westlichem Muster hinaus. Das letzte Beispiel dieser Umwälzungen ist Syrien: Nun verzichtet der Westen gar darauf, den Rücktritt von Assad zu fordern. Die alten Diktatoren in Nordafrika und Nahost waren wohl bessere Garanten für Stabilität in der Region aber auch für das Lebensniveau der Bevölkerung. Als nächste Schritte werden Assoziierungsabkommen der EU mit Moldawien und Georgien angestrebt. Eines ihrer nicht genannten Ziele ist, diese Länder dem russischen Einfluss weitestgehend zu entziehen und Russland zu isolieren.


Als Ukrainer geborene, jetzt in Moskau lebende Bekannte berichteten dem Verfasser folgende Begebenheit: Als sie im November 2013 von Russland in die Ukraine reisten und sich dort mehrere Wochen aufhielten, wurden sie von Nachbarn darüber informiert, dass im Oktober 2013 eine regionenweite Volksbefragung zu folgender Alternative stattgefunden habe:




	(1) Annäherung an Russland oder


	(2) Beitritt zur Europäischen Union.





In ihren gesamten Verwandten- und Bekanntenkreisen hatten sich die Menschen für eine Annäherung an Russland ausgesprochen. Niemand der Befragten sprach sich für den Beitritt zur EU aus. Es ist nicht bekannt, inwieweit diese Umfrage als gesamtukrainisches Referendum durchgeführt und auch publiziert worden war. (Wohl nicht, denn in den deutschen Medien ist - nach Wissen des Verfassers - darüber nicht berichtet worden.)


Das Ergebnis der Volksbefragung erstaunt wohl kaum, da doch die Völker der jetzigen Staaten Ukraine, Weißrussland und Russland im Prinzip ein einziges großes Volk, das sich in historischer Gemeinsamkeit entwickelt hat, sind. 9 Hier wie dort leben Eltern und Kinder, Brüder und Schwestern, sprechen sie im Prinzip eine einzige, mehr oder weniger differierende Sprache, helfen einander und leben gemeinsam dort, wo sie können und wie sie möchten. Sie haben nichts anderes als jenes im Sinn, obwohl sie in den 1990er Jahren nach dem Zerfall der Sowjetunion im damaligen Souveränitätswahn getrennt worden waren, eine Trennung, die die Mehrheit mental bis heute nicht akzeptiert und auch nicht akzeptieren wrrd. Als Beispiel sei eine russisch-ukrainische Bekannte genannt, die zehn ukrainische Cousinen und Cousins hat, und eine große Anzahl von Neffen und Nichten sowie Kindern derselben - alles Ukrainer und Russen, doch aus einer einzigen Familie. Sie leben nicht immer nahe doch stets friedfertig beieinander, auch beidseitig der Grenze zwischen Russland und der Ukraine. So geht es vielen anderen. Die Verbindung zwischen der Ukraine und Russland ist in Millionen Familien präsent. Etwa 30 % der in der Ukraine lebenden Menschen sind Russen, und sie leben dort seit Jahrhunderten. Viele Ukrainer leben in Russland oder haben ihren Arbeitsplatz dort. 10
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Bild 1. „Die Saporosher Kosaken“ von Ilja E. Repin, 1881.


(https://aftershock.news/sites/default/files/u30053/teasers/repin3.jpg)


Die Saporosher Kosaken schrieben im Jahre 1676 einen Brief an den türkischen Sultan, in dem sie des Sultans


Angebot, seine Untertanen zu werden, ablehnen.


Некогда прибалты пытались торговать своим „прокладочным“ местоположением:


Великое княжество Литовское взимало с Запада плату за защиту от „ужасной“ Москвы.


Das Interesse Russlands an dem Gesamtproblem ist nicht Einmischung in die inneren ukrainischen Angelegenheiten, es ist das an seiner Sicherheit und am Leben der eigenen Verwandten in der Ukraine. Dies sollte jeder erst einmal verstanden haben, bevor er sich in diese Dinge mischt oder Partei ergreift. Es ist der gleiche Schmerz, den die Spaltung Deutschlands nach dem 2. Weltkrieg mit sich gebracht hatte. Freunde und Bekannte des Verfassers denken sogar, dass Russlands Präsident Vladimir V. Putin diesem Problem zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt und es zu sehr dem Selbstlauf überlassen habe. Vom Ausüben von Druck auf die Ukraine durch Russland könne nun ganz und gar nicht die Rede sein. Putin habe zudem erklärt, dass Russland die Ukraine in jedem Falle unterstützen werde, egal wer dort an der Macht sein würde! Die Ukraine benötigt Russlands Hilfe.


Doch für die Europäer ist die Ukraine ein fremdes Land, dessen historischen Werdegang eigentlich nur wenige von ihnen kennen 11. Außerdem merken sie nicht, wie sie sich - betört durch den fortwährenden Freiheits-Sermon vieler ihrer Führer - in die inneren Angelegenheiten eines souveränen Landes mit anderen Grundinteressen einmischen. Merken sie es wirklich nicht?


Den Ukrainern wurde gezeigt, dass auf dem Kiewer Majdan-Platz Jaroslaw Kaczinski aus Polen neben V. Klitshko die Flagge hielt. Jener J. Kacziński, der noch heute der Meinung ist, dass die Russen Schuld an der Flugzeug-Katastrophe von Smolensk tragen, obwohl doch längst die Auswertungen der Black box gezeigt haben, dass die Seinigen den Piloten gezwungen hatten, das zu tun, was er nicht hätte tun dürfen. Für diese Art von Nachbarn sind die Russen an allem, was ihnen auch widerfahre, schuld. Es sei daran erinnert, was kaum jemand mehr weiß bzw. von jenen, die es wissen, verschwiegen wird, dass es immerhin J.W. Stalin war, der nach dem 2. Weltkrieg die Wiederherstellung der unabhängigen polnischen Staatlichkeit gegen den Willen des Westens durchgesetzt hatte - wie auch den Verzicht auf polnische Reparationen für gefallene russische Soldaten 12.


Auf dem Majdan stehen heute auch Deutsche, z.B. der Bundesminister des Auswärtigen G. Westerwelle, der am 5. Dezember 2013 nichts Eiligeres zu tun hatte als V. Klitshko und die prowestlichen Demonstranten in ihrem mittelalterlich anmutenden, doch logistisch wohl organisierten Biwak zu begrüßen und ihnen Deutschlands Solidarität und Unterstützung zu versprechen, bevor er noch seinen ukrainischen Amtskollegen aufsuchte. Auf dem Majdan zeigten sich auch der Außenminister Litauens und die Hohe Vertreterin der EU für Außen- und Sicherheitspolitik Baroness of Upholland C.M. Ashton. Sie besaß gar die Stirn, vom ukrainischen Präsidenten die unverzügliche Unterzeichnung des Freihandels- und Assoziierungsabkommens zu fordern, nachdem sie selbst dieses erst wenige Wochen zuvor Frau Timoshenko’s wegen auf Eis gelegt hatte. Die öffentliche Erklärung von V. Klitshko über die zu erwartende strenge Unterstützung der Ukraine durch Deutschland im Falle der Assoziation mit Europa ist - zumindest im finanziellen Sinne - ein Bluff, dem niemand ernsthaft Glauben schenken mag. Man müsste schon ziemlich unbedarft sein, annehmen zu wollen, dass die Deutschen für die Ukraine zu ähnlichen Maßnahmen wie im Falle des Beitritts der DDR zur Bundesrepublik greifen würden. Was allerdings die Umgestaltung der ukrainischen Wirtschaft betrifft, so würde Deutschland schon und ganz bestimmt sowie eilfertig unter Berücksichtigung bewusster kolonisatorischer Lehren aus der „DDR-Wendezeit“ handeln, wozu das Freihandels-Abkommen beste Möglichkeiten böte. Die Ukrainer auf dem Majdan sollten sich daran erinnern, was Anfang der 1990er Jahre speziell mit Russlands Ökonomie geschehen war, als B. Jelzin sie den Neoliberalen Milton Friedmans zwecks Gesundung überlassen hatte, und was ihnen selbst in den Jahren nach 2004 widerfuhr!


Ein bizarres Beispiel fremder Einmischung lieferte der Majdan-Platz am 15. Dezember 2013. Es traten als Schwergewichte der Klitshko’schen Propaganda für Freiheit und Assoziation mit der EU die US-amerikanischen Senatoren J. McCain (Republikaner) und Chr. Murphy (Demokrat) auf 13. Hatten sie nicht auch die Situation um die strategischen Raketensysteme Russlands (s. Anhang 1) im Hinterkopf?


Das Grundmuster der ablaufenden Prozesse ähnelt übrigens sehr auffällig jenem der Jahre 1989 / 90 in der DDR mit dem offenen, direkten Eingreifen führender Bundespolitiker in die ostdeutsche Debatte, z.B. des damaligen Kanzlers Helmut Kohl während der Vorbereitungen zur Volkskammer-Wahl im März 1990. Im Unterschied hierzu geht es auf dem Majdan nicht um die Vereinigung eines in zwei Staaten lebenden Volkes, sondern um die Spaltung eines einzigen Volkes - wenn nötig und zunächst auch in mehrere Staaten 14. Des Weiteren dient wohl auch die von G. Soros zu großen Teilen finanzierte Operation „Arabischer Frühling“ als Vorbild (www.voltairenet.org/article181535.html).


Schändliche Einzelheiten werden über das Verhalten ukrainischer faschistischer Formationen berichtet, die - unabhängig von, doch offensichtlich koordiniert mit den Demonstrationen auf dem Majdan - mit Schusswaffen, Messern, Knüppeln und weiterem Material bewaffnet Kiewer Zufahrtsstraßen kontrollieren, terrorisieren und Kraftfahrzeuge requirieren. Man wartet im Dezember 2013 die nächsten Wahlen ungern ab. Die Organisationen „Svoboda“ und „Udar“ haben begonnen, öffentliche Gebäude zu besetzen 15. Der außerparlamentarische Machtkampf unter Einsatz von Gewalt ist in vollem Gange. 16 Davon wird mit diskriminierenden Hinweisen auf die Organisation einer großen gegen Klitshkos „Udar“ gerichteten Gegendemonstration zur Unterstützung der Regierung abgelenkt. 17 Die von Klitshko selbst inszenierte Auseinandersetzung ähnelt zunehmend einem Szenarium der Leninschen Theorie vom bewaffneten Aufstand 18 mit dem Einsatz von bewaffneten Kampftruppen, nicht nur zur Störung der öffentlichen Ordnung, sondern vor allem für die Besetzung strategisch wichtiger Punkte (wie bereits vielfach geschehen). Der Partei „Svoboda“ zuzuordnende Gruppierungen begehen vielfach Straftaten (vgl. Anhang 2). Die antirussische Propaganda ist laut auf den Straßen und Plätzen von Kiew. Die Medien und das Internet sind nahezu vollständig in der Hand der Opposition. Die Proponenten dieser Opposition sind - von den vielen ehrlichen Demonstranten abgesehen - Nationalisten, Neofaschisten, Antisemiten und Russophobe, die das Vermächtnis des von V. Justshenko und J. Timoshenko zum „Helden der Ukraine“ gekürten SS-Kollaborateurs Stepan Bandera zu erfüllen trachten (s. auch Anhang 3).


Jene noch vorhandenen nüchternen Stimmen der EU sind zu unterstützen, die auf Mäßigung in der Ukraine drängen. Zu dieser Mäßigung sollten sich aber auch Europäer und US-Amerikaner in ihrem Verhältnis zur Ukraine zwingen. Damit täte man auch dem Wunsch des ukrainischen Volkes nach Rechtsstaatlichkeit, Transparenz und Demokratie Genüge. Gleiches gilt für den Westen in seinem Verhältnis zu Russland, das er in diesem Konflikt als den Buhmann und eigentlichen Übeltäter hinstellt. Das geht in lächerlicher doch trauriger Weise leider bis zur Ankündigung eines Boykotts der Olympischen Winterspiele 2014 im russischen Sotschi durch den deutschen Bundespräsidenten J. Gauck, für den man auch aus anderen Gründen ein antirussisches Denkmuster annehmen darf. 19 Deutschland übersieht dabei völlig, in welcher Abhängigkeit es sich von Russlands Erdgas befindet. Zum Beispiel könnte man eine „Energiewende“ ohne Erdgas sogleich beenden. Unsere Repräsentanten aber kümmern sich um Chodorkowski, Timoshenko, die Pussi Riots, als lebten nicht genug prominente Steuerbetrüger und andere Kriminelle sowie Chaoten im eigenen Land.


Deutschland täte gut daran, sich einmal wieder Bismarcks zu erinnern, der für das grundsätzliche Verhältnis dieses Landes zu Russland, „ … eine Politik des freundschaftlichen Einvernehmens … “ empfahl. Dem entspricht eine jüngst von Alexander Graf Lambsdorff gemachte Äußerung des Wortlauts: „Europa braucht eine neue Ostpolitik. Der Versuch der EU 20, in unserer östlichen Nachbarschaft gegen Russland Sicherheit und Stabilität zu erreichen, ist grandios gescheitert.“


Die Öffentlichkeit glaubt, was man sie glauben macht.


Dierhagen, den 16. Dezember 2013


Anhang 1. NATO-Ausdehnung in Richtung Osten als Kehrseite eines EU-Beitritts der Ukraine


Bild A1 zeigt die geostrategische Situation im Westen Russlands im Herbst 2013. Die von der EU angestrebten Abkommen mit der Ukraine und Georgien 21 würden zu einer fast vollständigen unmittelbaren Nachbarschaft der Einflusssphäre der NATO mit Russland führen. Weißrussland allein wäre der einzige Staat, der Russland als geostrategischer Puffer zur NATO verbliebe.
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Bild A1.1. Isolation und Umklammerung Russlands durch die NATO.


(Der Spiegel, Nr. 51, S. 77, 2013)


Eine durch die Assoziierung der Ukraine mit der Europäischen Union bewirkte Spaltung der drei slawischen Kernnationen könnte zu bislang nicht absehbaren Folgen führen, woran weder der EU noch den USA gelegen sein dürfte.


Im Zwei-plus-Vier-Vertrag über die deutsche Einheit ist folgendes niedergelegt:


Ausländische Streitkräfte und Atomwaffen oder deren Träger werden in diesem Teil


Deutschlands (dem Territorium der DDR) weder stationiert noch dorthin verlegt.


Da im Oktober 1990 der Warschauer Vertrag noch existierte, war die Ostgrenze der DDR praktisch zu einer „Roten Linie“ für eine europäische Sicherheits-Struktur geworden, deren Bestand auch nicht durch die spätere Auflösung jenes Vertragsbündnisses mit der Souveränität Polens und anderer Mitgliedsländer aufgehoben war. Das von B. Jelzin im Mai 1997 in Paris unterzeichnete Abkommen mit der NATO wiederholte diese Absichtserklärung.


Es ist dringend notwendig, sich dessen zu erinnern, dass der Kalte Krieg seitens des Westens durch eine Politik des „Wandels durch Annäherung“ bei gleichzeitiger innerer Destabilisierung - vor allem mit der Forderung nach mehr Demokratie nach westlichem Muster - des ins Visier genommenen Landes ersetzt worden ist. Destabilisierung durch ständige mediale Verunglimpfung (speziell bezüglich der Menschenrechte), politische und wirtschaftliche Beeinflussung sowie Diffamierung von innen- und außenpolitischen Maßnahmen sowie von Personen, s. die von deutschen Medien unablässig geschürte, mittlerweile schwer zu ertragende Anti-Putin-Stimmung, sind nur eine der Methoden, mit denen die EU und ihre Partner die Isolation Russlands betreiben.


Ein anderer, vielleicht schwerer wiegender Aspekt betrifft das Ziel, Russland in strategischer Hinsicht wirkungsvoll zu beschädigen und das ohnehin labile Kräfte-Gleichgewicht weiter zu dessen Ungunsten zu verschieben. Auf dem genannten Weg des Roll back und der Eroberung des riesigen ukrainischen Wirtschaftsmarktes 22 mit demokratisch klingenden Mitteln, wie denen eines Freihandels- und Assoziierungsabkommens, verfolgt der Westen ein weiteres, gleichermaßen wichtiges Ziel: Es geht um die dauerhafte Diversion und Beendigung der Mitwirkung der Ukraine an der Fertigung und Weiterentwicklung des russischen strategischen Raketensystems Satana 23. Wesentliche Komponenten hierfür werden nach wie vor in der Ukraine gefertigt (vgl. in diesem Zusammenhang das Programm von „Svoboda“, Anhang 2: Forderung nach Verstaatlichung „strategischer“ Unternehmen). Man bedenke weiterhin, dass ca. 90 % aller für russische Kernkraftwerke benötigten Turbinen in der Ukraine gefertigt werden.


Könnten EU und NATO dies unterbinden, würde Russland nicht nur militär-strategisch nachhaltig geschwächt, sondern auch sozial-ökonomisch zurückgeworfen werden (es geht dabei auch um die Kontrolle der durch die Ukraine verlaufenden Pipelines für den Erdgastransport nach Mittel- und Westeuropa).


Des Weiteren zielt das Vordringen von EU und NATO bis an die Ostgrenze der Ukraine auf die Vereinnahme des Heimathafens Sewastopol der Russischen Schwarzmeerflotte, mithin des Zugangs Russlands zum Mittelländischen Meer mit allen sich daraus ergebenden weiteren Möglichkeiten des schnellen und wirksamen Einflusses der russischen Kriegsmarine auf die Anrainerstaaten, etc.


Natürlich wurden derartige Sachverhalte weder von McCain und Ashton noch von Klitshko und Westerwelle auf dem Kiewer Majdan thematisiert.


Die letzte vergleichbare, direkte Herausforderung Russlands durch die NATO erfolgte im Jahre 2012, als diese in Polen und Litauen (geplant war auch Tschechien, welches aber seine Bereitschaft zurückzog) nahe der Grenzen zu Russland Komponenten ihres neuen globalen Raketen- und Aufklärungssystems EuroPRO stationierte. Diese Maßnahme wurde als für die Kontrolle des Iran und Nordkoreas notwendig hingestellt. Russland antwortete mit der Stationierung taktischer ballistischer Boden-Boden-Raketen des Typs Iskander (SS-26, Marschflugkörper) mit einer Reichweite von ca. 400 km in der Enklave Kaliningrad (Königsberg) 24. Diese werden in naher Zukunft durch Typen Iskander-M mit Reichweiten von 500 bis 2 000 km ersetzt werden. 25 Die NATO sieht vor, in den Jahren 2018-20 neben Polen auch Rumänien in die Stationierung von PRO einzubeziehen, was Russland durch die Kopplung von Iskander-M mit Тu-22МSM, einem X-22-Flügelraketen-tragenden Bomber mit einer Reichweite von 2 400 km, kompensieren würde. Auf weitere Hintergründe des Staatsstreiches von Klitshko et al. in der Ukraine wird in Anhang 3 eingegangen.


Anhang 2. Zum Profil des Oleg Tjagnibok und der von ihm geführten Allukrainischen Vereinigung „Svoboda“


Oleg Tjagnibok (* 1968) studierte Medizin und Rechtswissenschaften in Lviv (Lwow oder Lemberg). Er ist seit 2004 Vorsitzender der Allukrainischen Vereinigung „Svoboda“ (ukr.: Freiheit) und seit 2012 ihr Fraktionsvorsitzender im Parlament. Diese Partei hat ein ultranationalistisches, antisemitisches, antirussisches, extrem antikommunistisches, fremdenfeindliches Profil mit prowestlichem Vokabular. Wegen antisemitischer Volksverhetzung war Tjagnibok 2004 aus der Parlamentsfraktion von „Blok Nasha Ukraina“ ausgeschlossen worden.


Das Parteiprogramm von „Svoboda“, mit dem bei den letzten Wahlen 10 % der Stimmen erzielt wurden, enthält folgende Eckpunkte:




	Erlass eines Staatsbürgerschaftsgesetzes, wonach die ukrainische Staatsbürgerschaft nur denjenigen erteilt werden solle, die in der Ukraine geboren oder ethnische Ukrainer sind. Ausnahmen könnten nur solchen Personen gewährt werden, die > 10 Jahre in der Ukraine gelebt haben und die ukrainische Sprache und Geschichte kennen. Etablierung strenger Einwanderungsgesetze. Rückkehrförderung für ethnische Ukrainer aus dem Ausland. Abschaffung des Status der Autonomen Republik Krim und Schaffung eines staatlichen Programms „zur Integration des Krim in die ukrainische Gesellschaft“.


	Einführung der Angabe „Nationalität“ in den Pässen. Das Verhältnis zwischen ukrainischer „Mehrheitsbevölkerung“ und „nationalen Minderheiten“ sollte gesetzlich geregelt werden. Einführung einer Quote für ethnische Ukrainer und Nicht-Ukrainer für alle staatlichen und wirtschaftlichen Funktionen und Ämter. Einführung eines verbindlichen Ukrainisch-Tests für Staatsbeamte. Verabschiedung eines Gesetzes „Zum Schutze der ukrainischen Sprache“.


	Verschärfte staatliche Kontrolle der Medien. Beseitigung der das Land kontrollierenden „Jüdisch-russischen Mafia“ (ein Verfahren wegen einer Hetzrede Tjagniboks gegen die "Moskauer jüdisch-russische Mafia“ endete 2007 mit Freispruch.).


	Einführung eines Terrors in der Ukraine nach dem Hamas-Vorbild


	Verfolgung und Verurteilung homo- und bisexueller Lebensweisen


	Etablierung der Ukraine als Atommacht und Abschluss von Verträgen mit den USA und UK zur Leistung militärischer Hilfe, falls die Ukraine einer „bewaffneten Aggression zum Opfer fällt“.





Die Partei gibt sich z.T. proeuropäisch und verführt damit einen Großteil der Wähler. In Wirklichkeit sind ihre europäischen Verbindungen z.Zt. nur solche mit neofaschistischen Organisationen Frankreichs, Italiens und Deutschlands. (Im Mai 2013 war z.B. eine dreiköpfige „Svoboda“-Delegation bei der Fraktion der Rechtsextremisten im Dresdener Landtag zu Besuch. Die Begeisterung der NPD für „Svoboda“ ist erklärbar, denn sie definiert die Nation als „Gemeinschaft, die durch Blut und Geist verbunden ist“, und rühmt den Kampf ukrainischer Kollaborateure an der Seite der Hitler-Truppen. Die Waffen-SS-Division „Galizien“, rekrutiert aus westukrainischen Nationalisten, habe, so „Svoboda“, doch „nur an der Front gegen die Bolschewiken gekämpft“.)


Weitere Programmpunkte von „Svoboda“ sind:




	Verbot der menschenverachtenden kommunistischen Ideologie, die dem ukrainischen Volk irreparablen Schaden zufügte


	Verehrung der Ukrainischen Aufständischen Armee (UPA), die im 2. Weltkrieg mit den deutschen Besatzern kollaborierte


	
Offizielle Anerkennung der „Besetzung der Ukraine durch das bolschewistische Russland während 1918 - 1991“ und Anerkennung des Holodomor (ukr.: Голодомор, Tötung durch Hunger, 1932 - 33) als russischen Genozid am ukrainischen Volk.


	Öffentlicher Gerichtsprozess gegen den Kommunismus.


	Forderung nach Verstaatlichung „strategischer“ Unternehmen (vgl. Anhang 1).





O. Tjagnibok war Initiator der Opposition beim Errichten einer Zeltstadt auf dem Majdan und Organisator landesweiter Unruhen, mit denen das Bündnis Klitshko--Tjagnibok den Sturz von Janukovich und Neuwahlen erzwingen möchte.


In der Simon-Wiesenthal-Liste der ärgsten Antisemiten weltweit wird O. Tjagnibok seit 2012 an 5. Stelle geführt.


In dem Programm von „Svoboda“ und in den Kiewer Ereignissen seit Mitte November 2013 spiegelt sich nicht nur die gegenwärtige, sehr widersprüchliche politische Situation und die starke Präsenz nationalistischer und faschistischer Gruppierungen in der Ukraine wider, sondern auch die mehr als fragwürdige Haltung der EU sowie der USA, die sich im Interesse ihrer Ziele nicht davor scheuen, selbst mit den äußersten rechten Kräften de facto gemeinsame Sache zu machen. Das aber ist extrem gefährlich, denn die Bändigung entfesselter faschistischer Kräfte nach Erreichen ihrer Ziele kann schwerlich gelingen, was zumindest die europäische Geschichte des 20. Jahrhunderts zeigt. Es sei daran erinnert, dass die offizielle Plattform von „Svoboda“ auch eine Bestätigung jenes Teils der Deklaration von Ende Juni 1941 enthält, in dem die Ukrainer, die diese unterschrieben hatten, schwören, Hitler in seinem Kampf für die Neuordnung Europas die Treue zu bewahren.


Im Westen gelten jegliche streng patriotischen oder nationalistischen Bestrebungen als eine quasi Todsünde und werden pauschal mit Neonazismus gleichgesetzt, der nicht toleriert wird. Das hindert Politiker der EU und der USA seltsamerweise aber nicht daran, die Neonazis im Osten Europas, in der Ukraine, zu unterstützen. Denn Faschismus - ob so benannt oder nicht - scheint in dem Moment für die westlichen Demokratien akzeptabel zu werden, indem er ihnen zu nützen beginnt. Dann ist es plötzlich auch für gewisse Juden koscher, fanatischen Antisemiten die Hand zu schütteln, und „liberale Demokraten“ verbrüdern sich mit Ultranationalisten, die nach Heldenverehrung rufen und sich mit den Grußformeln von Mördern begrüßen.


Die Kanzlerin der Bundesrepublik Deutschland, A. Merkel, muss sich vorwerfen lassen, dass sie sich mit ihrer rigorosen Unterstützung der ukrainischen Opposition mittelbar zum Steigbügelhalter eines Antisemiten, Antieuropäers und Ultranationalisten mache, denn




„ … die Demonstranten setzen sich für die gleichen Werte ein, die auch uns in der


Europäischen Union leiten.“ (Originaltext A. Merkel in der Ostsee-Ztg., 30. Januar 2014, S. 4).





Anhang 3. Hintergründe des Klitshko’schen Staatsstreiches (gemäß Kurt Nimmo, ADMIN in Politaia, 24. Januar 2014)


Der Journalist Kurt Nimmo verbindet in seinem Artikel die Destabilisierungs-Kampagne in der Ukraine mit George Soros, dessen Foundations und mit den US-Energieinteressen. Die Ausladung des ukrainischen Premierminister N. Asarov vom Davoser Wirtschaftsgipfel (World Economic Forum Davos 2014, January 22-23) dürfte weniger mit dem Tod Kiewer Demonstranten zu tun haben, als mit der Weigerung der Ukraine, mit dem IWF zusammenzuarbeiten sowie mit den Energievereinbarungen zwischen der Ukraine und den Russen:


„ … V. Klitshko, der ehemalige Profiboxer und Anführer der Straßenproteste sowie Chef der politischen Partei “Ukrainische Demokratische Allianz des Vitalij Klitshko für Reformen” (Udar), soll am Nachmittag des 23. Januar 2014 mit V. Janukovich zusammengetroffen sein. „Udar“ arbeitet eng mit PBN, einer Firma für strategische Kommunikation, zusammen, die in Russland und in der Ukraine agiert. PBN schloss sich letztes Jahr mit dem Propagandaspezialisten Hill+Knowlton Strategies zusammen. Diese Firma ist bekannt durch ihre Arbeit für die kuwaitische Regierung und den “Krankenschwester Nayirah-Betrug” - als Teil der Propaganda-Bemühungen im Vorfeld der ersten Irak-Invasion.


A. Sawchenko, der für die Strategic Culture Foundation schreibt, behauptet, dass das ukrainische Büro von dem US-Staatsbürger M. Wasylyk geleitet wird, einem ehemaligen Angestellten des US State Department. Wasylyk ist weiterhin Mitglied des Aufsichtsrats der Eurasia Foundation, die mit US-Geheimdiensten verbunden ist, und er ist Mitglied des Aufsichtsrates von International Center of Policy Studies, welches mit Geldern von George Soros gegründet wurde…


Dieses Zentrum arbeitete am Entwurf des Freihandels-Abkommens zwischen der Ukraine und der EU mit, dessen Ablehnung zu den derzeitigen Protesten und der Gewalt in Kiew führte. PBN war dafür verantwortlich, den ehemaligen Boxer und zukünftigen Führer in spe der Ukraine mit Leuten aus dem State Department, dem Weißen Haus, dem Kongress (der USA) und - noch wichtiger - mit Leuten aus dem National Security Council zusammenzubringen…


Im Dezember 2013 warnte US-Senator J. McCain, die USA würden “konkrete Aktionen” gegen die Ukraine unternehmen, wenn das Land den beabsichtigten Energiehandel mit Russland unterzeichnen würde. Er reiste nach Kiew und hielt vor den Demonstranten eine Rede. “Die Ukraine wird Europa besser machen, und Europa wird die Ukraine besser machen”, sagte McCain. Er setzte fort: “Wir sind hier, um Eure gerechte Sache zu unterstützen, das souveräne Recht der Ukraine, über ihre eigene Zukunft frei und unabhängig zu entscheiden. Und das Schicksal, das Ihr sucht, liegt in Europa …“.


Wie Wayne Madsen Anfang dieser Woche anmerkte 26, sind die Verbindungen zu USAID, NED und dem Open Society Institute des George Soros in den westlichen englischsprachigen Medien praktisch nicht erwähnt worden, während sich die Demonstrationen in Kiew weiter aufheizten und nun zu Toten führten, die als passende Gelegenheit für Angriffe auf die Janukovich-Regierung ausgeschlachtet werden, um die Bühne für den Aufstieg der Marionette Klitshko vorzubereiten.


Die Leute in Davos machen sich keine besonderen Gedanken über den Tod der Protestler. Vielmehr geht es bei der Ausladung von Asarov um die Weigerung der Ukraine, mit dem IWF “Geschäfte” zu machen, und um das russische Darlehensangebot in einem Umfang von US-$ 15 Milliarden; darüber hinaus erspart die Reduzierung des Gaspreises dem Land jährlich US-$ 2 Milliarden. Der IWF hingegen, eine der effektivsten Waffen der Globalisten zur Plünderung der Nationalstaaten, forderte seine Standard-Reformen, wozu immer Privatisierungen und das Kappen von Sozialleistungen gehören, inklusive einer Erhöhung der Strompreise. Das alles in einem Land, wo viele Rentner mit € 50 pro Monat auskommen müssen.


Bevor sich Jakunovich in Richtung Russland wandte, lechzten der IWF, die Weltbank und andere Institutionen der Bankster, darunter die Europäische Investitionsbank und die Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung förmlich nach dem Freihandels-Abkommen zwischen der Ukraine und der EU. Nachdem das Abkommen nicht zustande gekommen war, begannen die Straßenproteste, und die gleichgeschalteten Medien verkündeten, dass die Ukrainer in überwältigender Anzahl den Deal mit der EU und den Bankstern unterstützen würden….





1 Das besondere Interesse des Verfassers für die Ukraine gründet sich auf persönlichen, sehr freundschaftlichen Beziehungen, die er und seine Familie mit ukrainischen Wissenschaftlern und ehemaligen Kommilitonen sowie deren Angehörigen während mehrerer Jahrzehnte - vor allem in den 1980er Jahren, doch auch bis heute - gepflegt haben. Von diesen seien V. Butt, N. Kostova, R. Marutovski, P. Zhuk, N. Redkovski †, I. Roda, Yu. Tarasevich und V. Goncharuk genannt. So wurde u.a. mit Wissenschaftlern des Kiewer Institutes für Kolloidchemie und Chemie des Wassers der Ukrainischen Akademie der Wissenschaften ein halbes Dutzend gemeinschaftlicher Publikationen in internationalen wissenschaftlichen Zeitschriften veröffentlicht. Daneben gab es mit unseren ukrainischen Kollegen Besuche sowohl in der ukrainischen und russischen Vergangenheit, s. z.B. O. Sabushko, Das Museum der vergessenen Geheimnisse, als auch in der Gegenwart, z.B. in der geographischen und fachlichen Nähe des Problemkreises Tshernobyl’.


2 Neuerdings spricht man EU-offiziell nur noch von einem „Assoziierungs-Abkommen“, ohne aber den Freihandels-Teil ad acta gelegt zu haben. Zu guter Letzt wurde in deutschen Medien für den Abkommens-Komplex vielfach der Ausdruck „Wirtschafts-Abkommen“ gebraucht. Die bewusste Reduzierung seiner Bedeutung überhöht für eine schlecht informierte Öffentlichkeit die politischen Auseinanderstzungen. Hier und fortan ist mit EU ihre politische Führung, d.h. die Regierungschefs der Mitgliedsländer gemeint, nicht die Brüsseler Bürokratie.


3 Die Aussetzung erfolgte, um die nationalen Sicherheitsinteressen zu wahren, die wirtschaftlichen Beziehungen zu Russland zu beleben, nachdem die EU nur zögerlich auf die ukrainischen Erwartungen finanzieller Hilfen reagierte, und den inneren Markt auf Beziehungen auf gleicher Augenhöhe mit der EU vorzubereiten.


4 Ukr.: Vaterland


5 Julia Timoshenko, geb. 1960, ist die wohl umstrittenste Person in der gegenwärtigen ukrainischen Politik. Sie ist seit geraumer Zeit wegen Korruption in Haft. Nach ihrer Mutation von einer Oligarchin zur Reformerin und führenden Oppsitionellen in der Orangen Revolution von 2004 und den Regierungen der nachfolgenden Jahre tritt sie proeuropäisch auf. Timoshenko sprach - nach Auskunft von Zeitgenossen - bis zu ihrem 40. Lebensjahr nur russisch. Unter ihrem und ihrer Angehörigen Namen existierten global 85 Bankkonten, von denen am 17. März 2014 noch 13 aktiv waren (http://ria.ru/world/20140317/999913661.html; AFP 2014/ Sergei Supinsky). Sie war gemeinsam mit Pawel Lasarenko, ukrainischer Ministerpräsident 1996 - 97, mit dem Verschwinden von US-$ 200 Millionen in Verbindung gebracht worden. Lasarenkeo wurde dafür in den USA zu einer neunjährigen Haftstrafe sowie US-$ 10 Millionen Geldstrafe verurteilt (er wurde 2012 entlassen).


6 Bis zum November / Dezember 2013 spielte V. Klitshko, VK, keine Rolle in der ukrainischen Politik, obwohl er zweimal für das Amt des Bürgermeisters von Kiew kandidierte (2006 und 2008), wobei er jeweils scheiterte. Die Muttersprache von VK ist russisch. Sein Vater, ein sowjetischer Generalmajor im Dienste des KGB, vertrat zuletzt sein Land als Militärattaché bei der NATO. Seit den Wahlen 2012 ist VK Mitglied des ukrainischen Parlaments. Eine von ihm angestrebte Präsidentschaftskandidatur ist ungewiss, da ein bestehendes Gesetz fordert, dass jeder Kandidat vor der Wahl mindestens zehn Jahre ununterbrochen in der Ukraine gelebt haben muss.


7 Majdan bedeutet die In Kiew übliche Abkürzung für Majdan Njezalezhnosti (ukr.). d.h. Unabhängigkeitsplatz.


8 Offener Brief von G. Verheugen an H. Schmidt, 19. Mai 2014, s.u.


9 Die gemeinsame Staatlichkeit der Ukraine, Russlands und Weißrusslands begann mit der Kiewer Rus’ im 9. Jahrhundert; später gingen aus dem altrussischen Volk die Ukrainer, Russen und Weißrussen hervor.


10 Etwa drei Millionen ukrainischer Staatsbürger haben im Jahre 2013 ihren Lebensunterhalt in Russland erarbeitet. Ihr Gesamtverdienst betrug > US-$ 20 Milliarden, was ca. 12 % des Brutto-Inlands-Produkts der Ukraine ausmachen würde.


11 Noch weniger weiß man in den USA von der Ukraine, wo der Verfasser diese Textes im Jahre 1992 - aus der ehemaligen DDR gekommen - von einem amerikanischen Mitarbeiter gefragt wurde: „Ist die DDR dort, wo es die Ukraine gibt? Sprecht Ihr da nur die russische oder auch die deutsche Sprache?“


12 Dass dann die Deutschen dafür geradestehen mussten, hatte seine Gründe und steht auf einem anderen Blatt.


13 Man stelle sich vor, Pjotr Simonenko, Führer der Kommunistischen Partei der Ukraine, forderte in einer Rede auf dem Time Square von New York City von den Amerikanern die schnellstmögliche Auftrennung der Union in die früheren Nord- und Südstaaten und verspräche ihnen Unterstützung in ihrem Kampf für ein solches Ziel! Was würde da wohl ablaufen?!


14 Dies wird durch die Heterogenität der Ukraine begünstigt. Im Westteil gibt es Folgen des Einflusses Polens, Litauens und der Habsburger Monarchie. Im Ostteil überwiegt die Anlehnung an Russland; er ist stärker industrialisiert und wohlhabender als der Westteil. Er stimmte 2010 und 2012 mehrheitlich für V. Janukovich. Hier wird vorwiegend russisch gesprochen. Der ukrainische Westen ist - einige größere Städte wie z.B. Lemberg ausgenommen - ländlich, man spricht hier überwiegend ukrainisch und wählte mehrheitlich J. Timoshenko.


15 So wurde am 1. Dezember 2013 das Kiewer Rathaus von Demonstranten gestürmt; seitdem gilt es als „Hauptquartier der Revolution“ in der Ukraine.


16 K. Schuller, Demonstrationen in der Ukraine.- Das Ziel heißt: Revolution, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 8. Dezember 2013 (http://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/demonstrationen-in-der-ukraine-das-ziel-heisstrevolution-12699810.html


17 Ukrainische und weißrussische Quellen sprechen dabei u.a. auch von bezahlten Demonstranten. Wie schon bei der Orangen Revolution - dem Beginn der Einmischungen des Westens in der Ukraine - soll es auch jetzt, dieses Mal für die Klitshko-Anhänger, die auf dem Platz ausharren, Tagegelder geben. (Selbst erfolglose Oppositionelle aus Weißrussland sollten sich dort Geld abholen, sagt man.) Auch hier kommen immense innere Probleme der ukrainischen Gesellschaft, z.B. Korruption, Nepotismus, Cliquenwirtschaft, mangelnde Organisiertheit, etc., zum Ausdruck, die in der Vergangenheit viele Reformen immer wieder verzögerten, erschwerten und auch im Sande verlaufen ließen.


18 Diese Theorie geht in der Art einer russischen Matrjoshka stufenweise auf Friedrich Engels, Gerhard von Scharnhorst, August N. von Gneisenau und schließlich Adam H. D. von Bülow zurück. (Adam Heinrich Dietrich von Bülow: Neue Taktik der Neueren wie sie seyn sollte. Erster Theil, welcher von der eigentlichen Taktik handelt. Zweiter Theil: Vorbereitung des Heeres zum Kriege oder zu Taktischen und strategischen Verrichtungen. Nebst einigen Grundlinien zur Beleuchtung von zwei Kritikern; 315 S.; Johann Ambrosius Barth, Leipzig, 1805). Es sollte nicht wundern, hätten sich auch Julius Cäsar oder Marc Aurel bereits zu ähnlichen Taktiken geäußert.


19 K. Blessing, M. Manteuffel, Joachim Gauck. Der richtige Mann? Edition Berolina, 2013


20 Gemeint ist das im Dezember 2008 in Gang gesetzte EU-Projekt „Östliche Nachbarschaft“.


21 Eine Begegnung zwischen V. Putin und dem Präsidenten der Republik Georgien G. Margvelashvili werde am Rande der Olympischen Spiele in Sotschi 2014 stattfinden. Der Ministerpräsident Georgiens I. Garibashvili versicherte, dass der bevorstehende EU-Beitritt seines Landes die Beziehungen zu Russland nicht beeinträchtigen werde. (Doch was wären denn NATO-Truppen auf der den Kaukasus überquerenden „Grusinischen Heeresstrasse“?)


22 Der Markt der EU-Mitgliedsländer ist mittlerweile so stark gesättigt, und ihre nationalen Wirtschaften sind hinsichtlich eines Wachstums als Folge der Eindämmung der Finanz- und Verschuldungskrisen so streng abgewürgt, dass selbst den Großbanken die Klienten abhandenkommen. Das führt zwingend zur Suche nach neuen Märkten, wobei die Ukraine als zweitgrößtes europäisches Land nach Russlland mit ihrem Modernisierungsbedarf höchst willkommen wäre.


23 Bei Satana handelt es sich um interkontinentale ballistische Raketen des Typs R-36M2 der Reichweite von ca. 15 000 km, von denen man weiß, dass sich gegenwärtig 58 im Dienst befinden (Teil von 494 Startsystemen mit insgesamt 1 492 nuklearen Sprengköpfen). Das Waffensystem wird im Jahre 2015 samt und sonders durch Satana Skalpel Topol’ M (SS-27) ersetzt werdenn. Für die Mitarbeit bei der Herstellung und Instandhaltung dieser Raketen war 2006 ein Vertrag zwischen Russland und der Ukraine geschlossen worden, der 2008 von der russischen Duma ratifiziert wurde. Der bisher letzte Start einer R-36 MUTTCh (Mod. 4 Dnepr; im ukrainischen Dnepropetrowsk entworfen und gebaut) fand am 21. November 2013 von Yasny (bei Orenburg) aus statt, eine R-36M2 (Mod. 6) wurde zuletzt am 30. Oktober 2013 von Dombarowski (bei Orenburg) aus im Rahmen einer großangelegten Alarmübung gestartet. (Für mehr Information, s. http://russianforces.org/missiles/Russianstrategic nuclear forces.)


24 Da die Verhandlungen zwischen Russland (D. Medvedev) und den USA (B. Obama, auch „Yes we Can“ genannt) zu diesem Gegenstand wiederholt unterbrochen oder als gescheitert erklärt worden waren, sind Aussagen über letztgültige Ergebnisse widersprüchlich.


25 Am 19. Dezember 2013 erklärte V. Putin, dass diese Stationierung noch nicht beschlossen sei (http://Itar-TASS.com/politika/844860).


26 http://www.voltairenet.org.article181535.html




Selbst Götter können die Vergangenheit nicht ändern -


nur Historiker sind dazu in der Lage.


Nach Agathon (450 - 400 v. Chr.)


Der Februar-Putsch 2014 und der Bürgerkrieg. - Eine Chronologie


Verfolgt man die Ereignisse, die sich in der Ukraine seit dem vergangenen Jahr abspielen, mit mehr Aufmerksamkeit als der üblichen, mit der man Fernseh- oder Zeitungsberichte heutzutage wahrnimmt, so drängen sich besorgniserregende Vermutungen zum politischen Maßstab des Geschehens auf. Selbst eine oberflächliche Analyse zeigt, dass es hier zu einem Show down zweier Großmächte kommen wird, der zu einem neuen Kalten Krieg führen könnte, wenn nicht sogar zu einer heißen kriegerischen Auseinandersetzung wiederum auf europäischem Boden. Eine solche Prognose und einige sie stützende Argumente sind in der obigen Darstellung 27 gegeben worden. Es ist nunmehr beabsichtigt, eine Chronologie der darauffolgenden Ereignisse niederzuschreiben. Sie folgt sachlich und zeitlich unmittelbar den Schilderungen in der genannten Darstellung. Dabei sollte das Ende offen gehalten werden, sofern nicht ein bestimmter Vorgang den betrachteten Abschnitt der Entwicklung selbst abschließt.


Der Zweck der Darlegungen besteht in einer Zusammenfassung von Begebenheiten im Sinne „Wider das Vergessen“. Die Notizen ergeben sich aus einer persönlichen Sicht, und ihr Einzugsbereich ist sehr beschränkt. Sie werden chronologisch in jener Abfolge aufgeschrieben, wie sie dem Chronisten bekannt werden, und sie werden später weder inhaltlich noch argumentativ korrigiert werden. Auch sind sie in dem Sinne subjektiv, dass sie widerspiegeln werden, was von außen erkannt, gesichtet und als bemerkenswert angesehen wird. Es versteht sich von selbst, dass eigentliche Ursachen der offen zutage tretenden Dinge, Entwicklungen, die vom Laien nicht entdeckt werden können, Verknüpfungen, subjektiven Möglichkeiten und Bestrebungen historisch handelnder Personen weitgehend im Dunkeln bleiben werden. Es ist wie das Wurzelwerk eines Baumes, das für den Wuchs seines Stammes, seiner Äste und Blätter sorgt. Auch ist zu beachten, dass selbst die Wahrnehmung des Sichtbaren stets weitestgehend subjektiv ist. Ein und dasselbe Ereignis kann von verschiedenen Beobachtern unterschiedlich gesehen und bewertet werden. Wahrnehmungsweise und Wissen, Denkfähigkeit und politisch-kultureller Standpunkt beeinflussen - und zwar nicht allein - die Widerspiegelung des Geschehens; sie ist nicht naturwissenschaftlich determiniert. Dennoch ist es möglich, tiefere Zusammenhänge zum Gang von Ereignissen zu erkennen. Dem sollen die folgenden chronologischen Notizen dienen.


Die Geschichte lehrt uns allenthalben, dass sie seit Menschengedenken immer wieder umgeschrieben, verfälscht, utilitaristisch aufgearbeitet und den Zielen der herrschenden Gewalten angepasst und dienstbar gemacht wird. Man geht wohl nicht fehl anzunehmen, dass angesichts der geostrategisch-politischen Größe der ukrainischen Angelegenheiten derartige Missbräuche auch hier eine bedeutende Rolle spielen. Vielleicht gelingt es hin und wieder, solches in der Projektion von Geschehnissen auf eine noch bekannte Vergangenheit aufzudecken. Und schließlich werden nach einiger Zeit auch die Tatsachen des zu beschreibenden Prozesses in ähnlicher Weise unter den Schichten vielfacher historischer und journalistischer Abhandlungen bzw. wunschgerechter Interpretationen weitgehend verloren gehen - mindestens so, wie dies bereits im Transfer von der Wirklichkeit in diese Chronologie durch den Außenstehenden nicht willentlich geschehen sein wird.


17. Dezember 2013: Der Präsident der Republik Ukraine Viktor Janukovich hatte am 16. November 2013 mit dem Präsidenten der Russischen Föderation, RF, Vladimir Putin ein Hilfspaket für die finanziell angeschlagene Ukraine ausgehandelt und mitgeteilt, dass er den Assoziierungs- und Freihandels-Verträgen zwischen der Republik Ukraine und der Europäischen Union, EU, vorerst nicht unterzeichnen werde. Die RF wolle US-$ 15 Milliarden (€ 10,9 Milliarden) in ukrainische Staatsanleihen investieren und seinem westlichen Nachbarn billigeres Erdgas zur Verfügung stellen (US-$ 268,5 anstelle der im Jahre 2013 gezahlten US-$ 404 für 1 000 Nm3 Gas). Außerdem erhalte die Ukraine von russischen Banken mit Beginn des Jahres 2014 eine Kreditreserve in Höhe von US-$ 6 Milliarden für den Ausbau der Bereitstellung von Kernenergie. Die Ukraine hatte wegen Gaslieferungen hohe Schulden bei Russland und stand kurz vor dem Staatsbankrott. Die EU hingegen hatte der Ukraine eine Hilfe von lediglich € 610 Millionen zugesagt.


Diese Vereinbarung mit Russland wurde von den Kiewer Oppositionellen wütend attackiert. Ein erster Runder Tisch zwischen Regierung und Opposition am 14. Dezember 2013 brachte keine Annäherung, da letztere alles vom Rücktritt der Regierung, die sie der Gewaltanwendung bei Demonstrationen bezichtigte, abhängig machte. Der neue deutsche Außenminister F.-W. Steinmeier kritisierte das Vorgehen Russlands in der Ukraine-Frage. Es sei „völlig empörend, wie die russische Politik die wirtschaftliche Notlage der Ukraine für sich genutzt hat, auch um den EU-Assoziationsvertrag zu verhindern“, stellte er fest. Ein sowohl vorher als auch anschließend wiederholtes, an die EU gerichtetes Hilfegesuch der ukrainischen Regierung, das nach Presse-Mitteilungen von V. Janukovich in summa mit ca. € 20 Milliarden beziffert worden war, war von jener abgelehnt worden.


Die deutsche und europäische Außenpolitik definiert offenbar V. Putin als ihren wesentlichen Gegner, „ … der sich der überfälligen Modernisierung seines Landes in den Weg stellt und alles einsetzt, diese aufzuhalten.“ 28


1. Januar 2014: Die Opposition feierte mit einer großem Kundgebung in Kiew die Wiederkehr des 105. Geburtstages von Stepan A. Bandera (1909 - 1959), einer der umstrittensten Figuren des politischen Lebens der Ukraine im 20. Jahrhundert. Einerseits als Nationalheld geehrt, andererseits als Verbrecher und Nazi-Kollaborateur verurteilt, ist Bandera die Bannerfigur der ukrainischen Nationalisten und Neofaschisten. V. Klitshko, dessen Vater als sowjetischer KGB-General politischer Feind Bandera’s war, distanzierte sich von dieser Aktion.


7. Januar 2014: Eine Rede von V. Klitshko anlässlich der Silvester-Veranstaltung auf dem Kiewer Majdan am 31. Dezember 2013 lässt die Schlussfolgerung zu, dass die Taktik der sofortigen Machtübernahme durch „Udar“ auf dem Wege der Ausübung von Druck allein durch Demonstrationen gescheitert sei. Vielmehr werde nun auf das gebündelte Auftreten der verschiedenen oppositionellen Parteien und „weiterer Kräfte“ orientiert. Diese sollten zunächst ein gemeinsames Programm ausarbeiten und mit diesem in die nächsten Parlamentswahlen gehen, die sie dann zu gewinnen gedächten. Man werde dann wohl mit der Forderung nach vorgezogenen Wahlen wiederholt auf die Straße gehen. Allerdings stellten sich die „Svoboda“-Aktivisten des Antisemiten O. Tjagnibok dieser Taktik entgegen. Sie setzen auf verstärkte physische Konfrontation.


10. Januar 2014: Bei Auseinandersetzungen zwischen oppositionell gestimmten Demonstranten und der Polizei wurde der frühere ukrainische Innenminister J. Lucenko, Stellvertreter von J. Timoshenko in der Partei „Vaterland“, verletzt. Dies führte zu weiteren Krawallen auf den Straßen Kiews, in deren Ergebnis auch Demonstranten versehrt wurden. Anlass war der Abtransport von drei Personen, die wegen der vorgesehenen Sprengung einer Lenin-Statue zu sechs Jahren Haft verurteilt worden waren. Die Zusammenstöße begannen, als die Demonstranten die Polizei mit Steinen bewarfen, um sie bei deren Überführung zu behindern. Dies führte zu weiteren Massendemonstrationen.


12. Januar 2013: In Kiew hat V. Klitshko vor einigen Zehntausend Menschen zu einem landesweiten Generalstreik für vorgezogene Parlaments- und Präsidentschaftswahlen aufgerufen. „Wir beginnen mit einem kurzen Warnstreik. Wenn die Regierung uns nicht erhört, dann wird er erheblich länger werden“, kündigte er an. Man werde friedlich protestieren, rief er der Menge zu.


13. Januar 2013: V. Klitshko hat die EU eindringlich zu einem internationalen Boykott des „Polizeistaates“ Ukraine, wie er sich ausdrückte, und der „Regierung von V. Janukovich“ aufgerufen. Sein entsprechendes Interview der Bild-Zeitung diente dem Druck auf die deutsche Regierung, ihn darin zu unterstützen. Dieser Aufruf bedeutet eine Nötigung der Staaten des Westens, speziell der EU, sich in die inneren Angelegenheiten der Ukraine einzumischen. Er zeigt gleichermaßen die Eskalationsgefahr, die von dem Aufruf zum Generalstreik ausgeht, und eine gewisse Hilflosigkeit der Opposition, mit der von ihr geschaffenen Situation zurande zu kommen.


16. Januar 2014: Das ukrainische Parlament, die Verchovna Rada, hat ein Gesetzespaket zum Schutz der Gesellschaft vor einem Umsturz verabschiedet, nach welchem auch die Demonstrationen auf dem Majdan, die nunmehr als „Euro-Majdan“ firmieren, als ungesetzlich gelten. Diese für die Ukraine neuen Gesetze entsprechen im Wesentlichen den seit langem gesetzlich fixierten Gegebenheiten in den EU-Mitgliedsländern und in den USA 29. Die Russische Agentur für internationale Informationen RIA Novosti publizierte hierzu am 18. Januar 2014 die folgende Mitteilung, in der wichtige Details wiedergegeben werden:


„Евромайдан“ вне закона: Рада защитила Украину от переворота




Парламент внес изменения в 21 закон и кодекс страны, которые фактически сделают невозможным продолжение „евромайдана“, значительно усложнят деятельность оппозиции, работу оппозиционных СМИ и финансируемых из-за рубежа общественных организаций.


КИЕВ, 18 янв, РИА Новости, Дмитрий Жмуцкий. Изменения в законодательстве Украины, которые фактически сделают невозможным продолжение „евромайдана“, значительно усложнят деятельность оппозиции, работу оппозиционных СМИ и финансируемых из-за рубежа общественных организаций, - это ответ власти на акции протеста, более двух месяцев продолжающиеся в Киеве.


Утвердив законопроект, который разработали депутаты от правящей Партии регионов Вадим Колесниченко и Владимир Олейник, украинский парламент одним голосованием внес изменения в 21 закон и кодекс Украины. Нормативноправовой акт с громоздким официальным названием - „О внесении изменений в закон о судоустройстве и статусе судей и процессуальные законы в связи с дополнительными мерами по обеспечению безопасности граждан» - уже подписан президентом, а журналисты успели дать ему два неофициальных названия - „закон о безопасности граждан“ и „закон о диктатуре“.







Штрафами по „евромайдану“. Больше всего изменений внесено в административный кодекс страны. Теперь участникам митингов и шествий запрещено надевать каски, маски, закрывать лица шарфами. Нельзя иметь при себе средства индивидуальной самообороны (имеются в виду, вероятно, милицейские дубинки), баллончики со слезоточивым газом, пиротехнику и вообще „предметы, заранее приготовленные для совершения противоправных действий“. Наказание - штраф от 310 до 518 долларов или до 15 суток ареста.


Кроме того, участникам массовых акций теперь требуется разрешение милиции, чтобы установить палатки, сцену и звукоусиливающую аппаратуру. Наруши-телей ждут штрафы (от 510 до 620 долларов) или административный арест. Бо-лее высокую мзду (от 620 до 1 036 долларов) заплатят те, кто будет косвенно поддерживать нарушителей, предоставляя им помещения, транспорт или аппаратуру.


Парламент запретил также массовые акции на автомобилях. Новые нормы запрещают водителям без согласования с ГАИ ехать в колонне, состоящей более чем из пяти машин.


Самых рьяных - в камеры. Защитить страну от государственного переворота призван и ряд изменений в уголовном кодексе. В него вводится статья „экстре-мистская деятельность“, предполагающая наказание в виде крупных штрафов (до 1 650 долларов) за высказывания и призывы экстремистского характера, а также распространение и демонстрацию экстремистских материалов. Согласно новой редакции УК, экстремистскими считаются, в частности, высказывания и информация, оправдывающие необходимость силового свержения власти. В случае повторного совершения деяния штраф может быть увеличен до 6 220 долларов или заменен лишением свободы на срок до трех лет. Усилена также ответственность за прямые призывы к свержению государственной власти: мак-симальный срок за это преступление увеличен с трех до пяти лет. Если призыв прозвучал от должностного лица или был рас-пространен в СМИ, виновному бу-дет грозить до семи лет.


Более строгие наказания ожидают участников захвата зданий органов власти (с трех лет лишения свободы максимальное наказание увеличилось до шести). Кроме того, до пяти лет лишения свободы теперь можно получить за блокирование зданий госорганов.


Контроль над медиапространством. Цель значительной части нововведений - упорядочить работу интернет-СМИ. На Украине действуют несколько сотен ин-формационных сайтов, которые фактически ведут работу информационных агентств, но многие из них не зарегистрированы в качестве СМИ. Начиная с первых дней массовых акций протеста большинство украинских онлайн-медиа активно транслируют заявления лидеров оппозиции и сопровождающие акции протеста слухи, фактически выступая на стороне участников „евромайдана“.


Верховная рада внесла работу информагентства без соответствующей лицензии в список административных правонарушений и назначила за него штраф в пределах 2072 долларов. Кроме того, новая редакция закона о телекоммуникациях обязывает интернет-провайдеров ограничивать доступ пользователей к сайтам, которые работают как информагентства, но не имеют соответствующих лицензий. По новым правилам провайдер обязан блокировать доступ к сайту по требованию нацкомиссии в сфере связи и информатизации, которая принимает решение о блокировании, основываясь на мнении эксперта, без судебного разбирательства.


Еще одно нововведение, увеличивающее ответственность СМИ за свой контент, - возврат статьи „клевета“ в уголовный кодекс. За распространение заведомо недостоверных сведений, порочащих чью-то честь, вводится наказание в виде штрафа или исправительных работ на срок до года.


Иностранных агентов заставят раскрыться. Вслед за США и Россией Украина ввела в законодательство понятие „общественная организация, выполняющая функции иностранного агента“. Так теперь классифицируются объединения, которые получают деньги или имущество от иностранных государств, зарубежных неправительственных организаций или международных фондов и при этом участвуют в политической деятельности на Украине. Участниками политической деятельности считаются все организации, имеющие отношение к акциям, которые проводятся с целью повлиять на решения властей или общественное мнение 30.


Новая редакция закона об общественных организациях требует, чтобы структуры, функционирующие за счет зарубежных грантов, включили в свое название слова „общественная организация, выполняющая функции иностранного агента“. Кроме того, такие организации обязаны регулярно отчитываться перед государством о том, на что потрачены эти средства. В отличие от других общественных организаций, «иностранные агенты» обязаны платить налог на прибыль.


Сим-карты по паспорту и защита памяти о ВОВ. Одно из важных нововведений - норма, требующая от операторов мобильной связи при продаже симкарты заключать договор, в котором будут указаны паспортные данные клиента. До сих пор на Украине этого не требовалось.


На том же заседании, длившемся всего полтора часа, парламент Украины принял два предложенных компартией дополнения к уголовному кодексу: о наказаниях за надругательство над воинскими захоронениями и памятниками (виновнику грозит до пяти лет лишения свободы) и за публичное отрицание или оправдание преступлений фашистов и их сторонников (нарушитель заплатит штраф до 2 070 долларов или проведет до двух лет за решеткой).


Оппозиция протестует. Хотя президент уже подписал закон, он еще не опубликован и не вступил в силу - то есть, у оппозиции есть несколько дней, когда акции протеста можно проводить по старым, „мягким“ правилам. Участники акций протеста активно этим пользуются: во Львове вечером в пятницу состоялось шествие сторонников оппозиции, которые надели каски и закрыли лица марлевыми повязками. Лидеры оппозиции созывают сторонников на очередной массовый митинг - так называемое „народное вече“, которое состоится в воскресенье на занятом участниками акций протеста майдане Незалежности (главной киевской площади Независимости).


Лидер оппозиционной партии „УДАР“ Виталий Кличко заявил, что оппозиция начинает „активное сопротивление“. „Мы готовим предупредительную забастовку, я поеду в регионы поднимать людей“, сказал политик, слова которого цитирует пресс-служба партии. Представители США и Евросоюза осудили принятые Верховной радой законы. Представитель госдепартамента США Джен Псаки заявила, что нововведения в украинском законодательстве нарушают нормы демократии. „Некоторые из принятых мер ограничат право на мирный протест и свободу слова, свободные СМИ и повредят работе неправи-тельственных организаций“, считает Псаки. Ее шеф, госсекретарь США Джон Керри назвал закон „антидемократичным“, и заявил, что он „нарушает все нормы ОБСЕ и ЕС“. Глава дипломатии ЕС Кэтрин Эштон подчеркнула, что но-вые законы „были приняты в спешке и без должного уважения к парламентской процедуре и демократическим принципам“. Обеспокоенность высказали также глава Европарламента Мартин Шульц, генсек Совета Европы Турбьерн Ягланд и другие европейские лидеры. Глава МИД Украины Леонид Кожара заявил, что рассматривает такие комментарии как вмешательство во внутренние дела страны. Он призвал иностранных дипломатов быть максимально объективными в оценках внутренних процессов на Украине, а также избегать односторонних заявлений, которые „не отражают реальное положение дел“.





18./19. Januar 2014: Nach der Verabschiedung der Gesetze zum Schutze der Republik durch das ukrainische Parlament sowie nach Bekanntwerden von damit verbundenen Vorgängen im Parlament kam es zu einer Gegendemonstration in Kiew, an der ca. 100 000 Menschen teilgenommen haben sollen. Diese artete wiederum in Massenkrawallen aus, die insbesondere von „Svoboda“-Anhängern provoziert worden waren. Die von V. Klitshko am 7. Januar 2014 verkündete Taktik war wiederum gescheitert. Die Taktik heißt jetzt wohl „Gewalt“. Ein Teil der Demonstranten, vor allem bewaffnete Vermummte, faschistoide und extrem nationalistische Kräfte, von denen die Opposition durchsetzt ist, wollte sich - ausgehend von der von ihnen besetzten Grushevskij-Strße - in das von Sicherheitskräften abgesperrte Regierungsviertel durchkämpfen. Vor allem rechtsradikale Randalierer bewarfen die Polizei mit Steinen und Molotov-Cocktails. Die Polizei antwortete mit Tränengas, Gummigeschossen sowie Blend- und Lärmgranaten. Es gab mehr als 200 Verletzte, die Mehrzahl derer waren Polizisten.
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Bild 2. Anleitungen für Protestierende auf dem Tahir-bzw. Majdan-Platz in arabischer und ukrainischer Sprache.


(https://www.voltairenet.org/article181535.html)


Zwischen dem ukrainischen Präsidenten V. Janukovich und Vertretern des „Euro-Majdan“ wurden politische Gespräche zwecks Entspannung und Vermeidung des Ausnahmezustandes vereinbart. V. Klitshko erklärte die persönliche Anwesenheit des Präsidenten zur Bedingung. Er forderte des Weiteren die Bürger der Ukraine auf, nach Kiew zu kommen, „ … um das Land und seine Zukunft zu verteidigen.“ Deutschen Medien gegenüber bemängelte er die unzureichende Unterstützung des „Euro-Majdan“ durch den Westen. 31


Der Staat setzte bei gewaltsamen Auseinandersetzungen Berkut-Sondereinheiten ein.32 Infolge der Eskalation wurde diesen der Einsatz von Schusswaffen erlaubt, wovon bis zum jetzigen Zeitpunkt kein Gebrauch gemacht wurde. Eindrücke von der Situation auf dem Kiewer Majdan zeigen die Bilder 3a-d. Die Opposition veröffentlichte im Internet Namen und Familienadressen von ca. 3 200 Berkut-Angehörigen und übergab diese somit einem öffentlichen Anathema.
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Bild 3a. Der Majdan in Kiew, Januar 2014.


(https://storage1.censor.net.ua/images/a/d/b/8/adb81405d0e2c6081736e9cd4fa4ba93/640x426.jpg).
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Bild 3b. Der Majdan in Kiew, Februar 2014.


(https://www.merkur.de/bilder/2014/02/18/3372575/1839909933-kiew-strassenkaempfe-protest-todesopfervcc3SvbGHG.jpg)


Die Außenminister der EU-Staaten verurteilten in einer gemeinsamen Erklärung die Gesetze der Vorwoche als Einschränkung der demokratischen Rechte der ukrainischen Bevölkerung. Allerdings ließen sie dabei außer Acht, dass in ihren Staaten ähnliche Bestimmungen seit Langem in Kraft und durchaus in häufiger Anwendung sind.
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Bild 3c. Demonstranten beantworten die neuen Gesetze mit Gewalt. (https://img.nzz.ch/2019/2/20/aedbde73-c889-40f8-b030-aa5306dfdfaa.jpeg?width=2613&height=1743&fit=crop&quality=75&auto=webp)
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Bild 3d. Vermummte Schläger des faschistoiden Rechten Sektors mit SS-Rune im Anmarsch.


(https://www.rubikon.news/media/images/7abad192aa31fe1e601db8936b6fc4b6.jpg)


20. Januar 2014: Angesichts der fortgesetzten gewaltsamen Auseinandersetzungen in Kiew und anderen Städten der Westukraine, z.B. Lemberg, die von rechts- und extrem nationalistisch gesinnten Kreisen sowie Randalierern initiiert wurden, warnte der vormalige Präsident V. Justshenko vor einem Bürgerkrieg. Mit der Opposition sympathisierende Angehörige des Ministeriums des Inneren haben nach einem Aufruf entsprechender Mitglieder des Parlaments begonnen, Waffen an oppositionelle Kräfte zu verteilen. Der Abgeordnete Andrej Parubij rief zur „Selbstverteidigung“ des Majdan mit allen verfügbaren Mitteln auf.
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Bild 4. Präsident V. Janukovich rief zu Frieden und Ordnung auf.


(https://vesti.ua/wp-content/uploads/2014/01/34462.jpg)


[image: ]


Bild 5. Der Champion Emeritus V. Klitshko rief zur Mäßigung auf und wurde mit Chemikalien besprüht.


(https://img.nzz.ch/O=75/http://s3-eu-west-1.amazonaws.com/nzzimg/2014/11/20/1.18429103.1416556973.jpg?width=2642&height=1743&fit=crop&quality=75&auto=webp)


21. Januar 2014: Die russische Agentur RIA Novosti, teilte mit, dass auf Initiative der „Partei der Regionen“ eine außerordentliche Parlamentssitzung für den 23. Januar 2014 geplant sei, die über die Verhängung des Ausnahmezustandes entscheiden werde. Der Anlass hierzu sei damit gegeben, dass am Abend des 19. Januar 2014 der „Euro-Majdan“ aufgehört habe, als friedliche Aktion zu existieren und zu gewaltsamem Widerstand entartet sei. Verantwortlich hierfür seien nicht nur „ … jene, die Autobusse anzündeten und Ordnungshüter mit Steinen bewarfen, sondern auch Vitalij Klitshko, Arsenij Jazenjuk und Oleg Tjagnibok (Partei „Svoboda“ (ukr.: Freiheit, den Ideen von S. Bandera verpflichtet) ), die im Verlaufe der letzten Wochen in den Menschen Aggressionen und Hysterie geschürt haben.“


Das o.g. Gesetzespaket zum Schutz der Republik trat an diesem Tage in Kraft.


22. Januar 2014: Unter widersprüchlich geschilderten Umständen kamen drei oppositionelle Demonstranten zu Tode: jeweils einer durch Schüsse bzw. eine explodierende Granate; ein dritter durch den Sturz von einem Gebäude. (Ärzte sprachen von fünf Toten und etwa 300 Verletzten.) Berkut-Einheiten haben Barrikaden an der Grushevskij-Straße eingenommen und begonnen, sie abzubauen.


Die eskalierende prowestliche Gewalt war Thema eines Krisentreffens von V. Janukovich und seinen Beratern mit Vertretern der Opposition, darunter V. Klitshko, Ex-Wirtschaftsminister A. Jazenjuk und dem Nationalisten O. Tjagnibok 33, 34. Ergebnisse wurden nicht bekannt. Vorangegangene Gespräche waren gescheitert. Sollte dies auch heute so sein, würden wohl Sicherheitskräfte in Bälde den Majdan stürmen. Die Regierung plant, für die kurzfristige Säuberung des Majdan mindestens 4 631 Mitglieder der bewaffneten Abteilungen des Innenministeriums, 1 460 Milizionäre und 1 530 Berkut-Angehörige einzusetzen.


Der deutsche Außenminister F.-W. Steinmeier verurteilte die Gewalt in Kiew. Es seien „fürchterliche Botschaften, die uns in der Nacht erreicht haben“, sagte er. Er „ … verstehe eine frustrierte Opposition, die seit Tagen und Wochen spürt, dass sich nichts bewegt“. Angesichts der Gewalt drohte EU-Kommissionschef J.M. Barroso der ukrainischen Regierung mit Konsequenzen, die er allerdings nicht benannte. Er sowie andere führende Politiker des Westens lenken von ihrer eigenen brandstiftenden Rolle bei der Entfesselung des Konflikts ab.
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Bild 6. Der Majdan in Kiew – noch friedlich am Abend des 22. Januar 2014. (https://www.merkur.de/bilder/2014/02/26/3387467/1673901696-kiew-ukraine-maidan-dpa_20140226-214222-UtQXSaa19IG.jpg)





Am Abend wurde bekannt, dass die bisher ergebnislosen Gespräche zwischen Regierung und Oppositionellen am 23. Januar 2014 fortgesetzt werden sollen. V. Klitshko forderte V. Janukovich ultimativ auf, binnen 24 Stunden zurückzutreten. Sollte dies nicht geschehen, so werde die Opposition „ … zum Angriff übergehen“. 35
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Bild 7. Sicherheitseinheiten der Regierung rücken gegen den Kiewer Majdan am 22. Januar 2014 vor.


(https://i.ytimg.com/vi/tVi2Kao18UI/maxresdefault.jpg)


23. Januar 2014: Die Kiewer Opposition spricht inzwischen von sieben Todesopfern (sechs durch Schüsse) und ca. 1 700 Verletzten als Folge der Massenkrawalle 36. Die vom Majdan für die Toten verantwortlich gemachte Regierung stellte fest, dass den Sicherheitskräften kein Schießbefehl erteilt worden wäre. Sie beschuldigt ihrerseits den rechten Mob, für die Opfer verantwortlich zu sein. Die Sicherheitskräfte nahmen über einhundert Verhaftungen vor.


Die deutsche Kanzlerin A. Merkel „ … erwartet von der ukrainischen Regierung, dass sie die demokratischen Freiheiten - insbesondere die Möglichkeit zu friedlichen Demonstrationen - sichert, dass sie Leben schützt, dass Gewaltanwendung nicht stattfindet … (und ist) … aufs Äußerste besorgt und empört darüber, in welcher Art und Weise Gesetze durchgepeitscht wurden, die diese Grundfreiheiten in Frage stellen.“ Damit stellt sie alle damit verbundenen Tatsachen in beschämender Weise auf den Kopf. 37


Die Verhandlungen zwischen Regierung und Opposition wurden an diesem Tage fortgesetzt. Die Opposition forderte weiterhin ultimativ den Rücktritt des Präsidenten und der Regierung innerhalb von 24 Stunden, vorgezogene Neuwahlen und die Rücknahme des Gesetzespakets zum Schutz der Republik sowie die Bestrafung der Verantwortlichen für die (allerdings ungeklärten, doch den Ordnungskräften per definitionem zugeschriebenen) Todesschüsse. Der ukrainische Ministerpräsident N. Asarov erklärte in einem BBC-Interview, dass keinerlei Ultimaten Folge geleistet werden würde. Andererseits wurde kolportiert, dass V. Janukovich für die nächste Woche eine Parlamentssitzung einberufen wolle, um über den Rücktritt der Regierung zu beraten. Doch eine Vielzahl von großen Versammlungen im gesamten Land habe die Regierung unterstützt. Die Opposition nehme Ähnliches für sich in Anspruch. Während einer Demonstration vor der USA-Botschaft wurde die Forderung erhoben, die USA sollten die Finanzierung der Opposition 38, 39 einstellen. Auch wurde die deutsche Konrad-Adenauer-Stiftung aufgefordert, die Geldgabe an die Klitshko-Partei zu beenden. Weiterhin wurde bekannt, dass V. Klitshko eine permanente Aufenthaltsgenehmigung (Green Card) mit Wohnsitz und Steuerpflicht (Social Security Number) in den USA habe und somit nach bestehendem Recht nicht für das Amt des Präsidenten der Ukraine kandidieren dürfe.


Die USA annullierten Einreise-Visen für ukrainische Staatsbürger, die die demokratisch gewählte, im Amt bestätigte Regierung unterstützen. Die EU kündigte das Einfrieren von Konten ukrainischer Oligarchen 40 in ihrem Finanzbereich an, sofern diese für den Janukovich-Kurs eintreten. Dem Präsidenten, seiner Familie und weiteren Regierungsmitgliedern werden beträchtliche Auslandsdepots nachgesagt, um deren Zugang zu fürchten sei. Die westlichen Partner der ukrainischen Opposition erhöhen somit den internationalen Druck auf die rechtmäßige Regierung, was einer weiteren Einmischung in die inneren Angelegenheiten der Ukraine gleichkommt.


Als Folge der Verhandlungen zwischen Regierung und Opposition sollen 300 festgenommene Randalierer innerhalb dreier Tage aus der Haft entlassen werden.


24. Januar 2014: Ein weiteres Ergebnis der Verhandlungen am 23. Januar 2014 ist die Ankündigung von V. Janukovich, in der kommenden Woche im Parlament eine Regierungsumbildung vorzunehmen und das bereits erlassene Gesetzespaket zum Schutze der Republik - zumindest in Teilen - neu zu beraten. Er werde allerdings „alle legalen Mittel“ nutzen, sollte es keine Einigung mit der Opposition geben. Aus Sicht der Opposition, speziell von Klitshko, seien die Gespräche endgültig gescheitert. Es scheint heute, dass die Opposition wegen innerer Widersprüche und Programmlosigkeit zu zerfallen drohe. Danach werde wohl der Mob unter Führung der „Svoboda“-Fraktion endgültig das Geschehen bestimmen.


Die Zahl der Todesfälle wurde von kolportierten sieben auf die anfänglichen drei reduziert. Während der letzten Tage wurden mehr als 150 Polizisten von den Demonstranten verletzt.


Der deutsche Außenminister F-W. Steinmeier bestellte den ukrainischen Botschafter V. Klimkin ein, um die offizielle Haltung der Bundesregierung zu übermitteln. Man sei über die Auseinandersetzungen, die verschärften Gesetze zur Versammlungsfreiheit und den Umgang mit Nichtregierungs-Organisationen besorgt. A. Merkel warnte V. Janukovich telefonisch, friedliche Proteste in seinem Land mit Gewalt niederzuschlagen und rief dazu auf, mit der Opposition einen ernsthaften Dialog zu führen. Ihr Sprecher S. Seibert gestand ein, „dass es auch gewaltbereite Demonstranten gibt“. Gewalt von allen Seiten sei zu verurteilen (neue Töne seitens der deutschen Regierung). V. Klitshko äußerte sich besorgt über die Möglichkeit einer weiteren Eskalation.


M. Gebauer berichtete am 24. Januar 2014 aus Kiew für Spiegel Online wie folgt: „Der Druck im Lager der Opposition wird immer größer. Während Klitshko am Donnerstagabend noch auf der Bühne lamentierte, zogen Schlägertrupps, bewaffnet mit Holzlatten, Stahlhelmen und Skibrillen, schon laut grölend vom Majdan weg. Diese jungen Männer, mittlerweile sind es mehrere hundert, viele davon Mitglieder von Nazi-Gruppen oder Hooligan-Trupps, prägen mehr und mehr die Stimmung im Zentrum des Aufstands. Wie lange Klitshko diese Truppen und den Mob noch ruhighalten kann, will niemand mehr vorhersagen. Längst ist die Masse der Demonstranten im Zentrum Kiews vom nationalistischen Rechten Sektor und seinem Gefolge unterwandert. Auch viele vorher halbwegs friedliche Demonstranten sinnen Mitte dieser Woche nach der zweimonatigen Hängepartie und der exzessiven Polizeigewalt auf Rache - und auf einen Kampf Mann gegen Mann. Einen solchen Krieg auf der Straße, der mit Sicherheit viele Tote fordern würde, will Klitshko verhindern. Er weiß nur nicht, wie das zu tun wäre. „Die Menschen wollen Aktion, sie wollen Krieg“, sagte er am Freitag, „aber ich will nicht die Verantwortung für den Tod von Menschen übernehmen“ “.


V. Janukovich erklärte am Abend nach einer Zusammenkunft mit Vertretern von Kirchen und anderen religiösen Gruppen sowie dem EU-Beauftragten für Erweiterungen S. Füse, dass die am 16. Januar 2014 verabschiedeten Gesetze Gegenstand erneuter Abstimmung im Parlament sein werden, ggf. nach Überarbeitung. Des Weiteren würden bei Fortsetzung der Ausschreitungen diese mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln beendet und ihre Verursacher zur Rechenschaft gezogen werden.


Das Parlament der Autonomen Republik der Krim, ARK, sowie die Gebietsvertretungen von Cherson, Lugansk u.a. forderten die Verhängung des Ausnahmezustandes, nachdem von der Opposition initiierte Unruhen mit Besetzungen öffentlicher Gebäude in anderen Teilen der Republik begonnen hatten (z.B. in Lemberg, Chmelnickij, Rovno (mit Verhaftungen der Radikalen), Ternopol, Ivano-Frankovsk), das Kiewer Landwirtschaftsministerium eingenommen wurde und rechtsradikale Einschwörungen zur Fortsetzung der bewaffneten Auseinandersetzungen auf dem Majdan bekannt geworden waren.


25. Januar 2014: Der Außenminister Russlands S. Lavrov gab dem TV-Programm „Вести в субботу с Сергеем Брилевым“ ein Interview, in dem er über seine Ukraine-bezogenen Gespräche mit J. Kerry (USA), C. Ashton (EU) und E. Bonino (Italien) berichtete. Darin wurden speziell Nichteinmischung und Beendigung aufrührerischer öffentlicher Erklärungen ausländischer Politiker angesprochen (vgl. den Kommentar der Deutschen Merkel am 23. Januar 2014). Lavrov verwies auf die strikte Nichteinmischung Russlands in das ukrainische Geschehen. Brüssel drohte der Ukraine mit Sanktionen - doch die meisten Mitgliedstaaten sind dagegen. Da Sanktionen in der EU nur mit einstimmigem Beschluss der Mitgliedstaaten verhängt werden können, bleibt der EU fürs Erste nur eine Vermittlerrolle.


Der Innenminister der Ukraine V. Zachartshenko erklärte am Abend seine Absicht, den Majdan von „Extremisten“ säubern zu lassen und den Ausnahmezustand auszurufen. Polnische Touristen wurden an der ukrainisch-polnischen Grenze in der Nähe von Lemberg von einer ultranationalistischen Gruppe der Opposition bedroht, physisch und psychisch belästigt und über eine gewisse Zeit an ihrer Heimreise gehindert.


Die Führer der Opposition haben praktisch die Kontrolle über das Geschehen verloren. Dies äußert sich auch darin, dass sie nicht in der Lage sind, auf ihnen vorgeschlagene Kompromisse einzugehen. Die Straße unter Führung des Rechten Sektors kontrolliere ihr Handeln.


V. Janukovich traf sich wiederum mit V. Klitshko, A. Jazenjuk und O. Tjagnibok. Er bot Jazenjuk (Partei „Vaterland“) an, die Position des Ministerpräsidenten der Ukraine zu übernehmen. V. Klitshko könne als sein Stellvertreter amtieren. Zudem stellte Janukovich eine Verfassungsänderung in Übereinstimmung mit dem Grundgesetz aus dem Jahre 2004 und eine Korrektur des Gesetzespakets zum Schutz der Republik in Aussicht. Bei Einverständnis der Opposition mit diesem Plan erkläre die Regierung von Ministerpräsident N. Asarov 41 ihren Rücktritt. Im Gespräch sei der Übergang zu einer parlamentarischen Präsidialrepublik. Bislang hat der Präsident alle zentralen Machtbefugnisse in seiner Hand.


26. Januar 2014: Die Opposition lehnte die vom Präsidenten am Vortag gemachten Vorschläge ab, und die nunmehr bewaffneten Auseinandersetzungen nahmen mit verstärkter Intensität ihren Fortgang. Nach dem Agrarministerium am 25. Januar 2014 besetzten Regierungsgegner Büros des Energieministeriums und das Justizministerium. „Der Mob der Straße, ein gefährliches Gemisch aus Hooligans, Frustrierten, Vorstadtschlägern und rechten Krawalltrupps, hat sich verselbständigt. Im Stile einer Stadtguerilla herrschen Hunderte junger Männer über die Barrikaden, kontrollieren Ausweise von Journalisten und suchen gezielt die Provokation mit der Polizei. Politische Ziele stehen für viele von ihnen nicht im Fokus“, schreibt M. Gebauer im Spiegel Online am 26. Januar 2014. Der schwarze Mob setzt vielfach ein Napalm-artiges Brandgemisch in Molotov-Cocktails ein. Er diskreditiert die gesamte Klitshko-Bewegung, sofern diese die Interessen der Bevölkerung vertritt, und fordert den Notstand geradezu heraus. Dies würde unweigerlich zu exzessivem Gewalteinsatz führen.


27. Januar 2014: Anhänger der Opposition besetzten auch im Osten des Landes Stadt- und Bezirksverwaltungen, z.B. versuchten ca. 3 000 Demonstranten in Dnepropetrovsk in das Hauptquartier der Regionalregierung zu gelangen. Auch in Odessa und Charkov spielten sich - allerdings mit weniger Teilnehmern - ähnliche Szenen ab. Im Westen des Landes hat die Opposition vielerorts Rathäuser in ihre Gewalt gebracht, derzeit soll es sich um 11 der 27 Gebietsverwaltungen der Ukraine handeln. In einer Reihe von Städten hat die Regierungsseite die Proteste gewaltsam aufgelöst und die von den Oppositionellen eingenommenen Gebäude befreit. Bild 8 zeigt eine ungefähre Verteilung der Einflussbereiche von Regierung und Opposition im Lande am 27. Januar 2014. In der Autonomen Republik Krim wurde die rechtsradikale Partei „Svoboda“ verboten. Doch die Staatsanwaltschaft suspendierte dieses Verbot wenig später.


Justizministerin J. Lukasch wollte die Lage mit dem Nationalen Sicherheitsrat zwecks Verhängung des Notstandes besprechen. Sie folgte damit dem kürzlich geäußerten Anliegen des Innenministers der Republik V. Zachartshenko. Die Opposition verließ das von ihr am 26. Januar 2014 eingenommene Justizministerium der Republik.


Der deutsche Außenminister F.-W. Steinmeier appellierte am Vortag an beide Seiten, von Gewalt abzulassen und weiter zu verhandeln. In der Sitzung des Parlaments am 28. Januar 2014 bestehe eine möglicherweise letzte Chance, den Konflikt ohne Gewalteskalation zu lösen. Allein die Regierungsseite nimmt diesen Appell wahr. Die Führung der Opposition erklärte erst am Abend, an den Verhandlungstisch zurückkehren zu wollen. Der Innenminister V. Zachartshenko besprach die Situation telefonisch mit dem Botschafter der USA; mögliche Wege zur Auflösung des Konflikts wurden dabei erörtert. Die „Partei der Regionen“ des Präsidenten V. Janukovich hat für den 1. Februar 2014 einen Außerordentlichen „Sljot“ (Parteitag) in Charkov einberufen; das gesamte Land befände sich in Aufruhr.


28. Januar 2014: Der Vizepräsident der USA Joe Biden übte auf V. Janukovich in der Nacht zum 28. Januar 2014 telefonisch Druck aus, von der Einführung des nationalen Notstandes abzusehen. Das ukrainische Parlament, die Verchovna Rada, hob auf einer Sondersitzung neun von zwölf Gesetzen des Pakets zum Schutze der Republik vom 16. Januar 2014, speziell die Einschränkung des Demonstrationsrechts betreffend, mit 361 zu 51 Stimmen auf. Die Sitzung der Rada wurde danach auf unbestimmte Zeit unterbrochen. Zu Beginn der Sitzung traten Ministerpräsident N. Asarov und die gesamte Regierung nach vierjähriger Amtszeit zurück. 42 Asarov habe „eine persönliche Entscheidung“ getroffen, um einen „politischen Kompromiss für eine friedliche Lösung des Konflikts“ zu ermöglichen. Er betonte, „ … heute ist es das Wichtigste, die Einheit und Integrität der Ukraine zu bewahren.“ V. Janukovich nahm das Rücktrittsgesuch an.
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Bild 8. Einflussbereiche von Regierung und Opposition der Ukraine am 27. Januar 2014.


(Ostsee-Ztg., 28. Januar 2014)


Die Opposition lehnte erneut die ihr vorgeschlagene Teilnahme an einer Regierung ab. Hingegen forderte sie weiterhin den sofortigen Rücktritt des Präsidenten. Als Ministerpräsident agiert zunächst Sergej Arbusov, erster Vize-Präsident der Ukraine. Eine Amnestie für festgenommene Regierungsgegner trete in Kraft, jedoch erst dann, wenn sich alle Oppositionellen aus besetzten Regierungsgebäuden zurückgezogen und ihre Barrikaden abgebaut haben. Die Opposition boykottierte das Votum und forderte eine bedingungslose Amnestie. Das besetzte Landwirtschaftsministerium wurde von der Opposition geräumt. Vor dem Parlament gab es eine Demonstration unter der Losung „Stoppt den Majdan“.


Es wird zunehmend unklar, wen die Opposition vertritt bzw. wer derzeit ihr Tun bestimmt. Wird das, was sie in den nächsten Tagen unternimmt, von allen Demonstrierenden akzeptiert werden? Ist sie überhaupt kompromissfähig? Die Führer des sogenannten Rechten Sektors - fanatische Nationalisten, Extremisten, Antisemiten und Neofaschisten also Mob aller coleur - haben sich heute mit elf eigenen Forderungen an V. Janukovich gewandt. Diese sollen zum Teil weiter als jene von Klitshko, Tjagnibok und Jazenjuk reichen. Der Rechte Sektor hat sich zudem zu einer eigenen „Nationalen Bewegung“ erklärt und die Selbstverteidigung ausgerufen. Die Angst der Opposition um Klitshko, „die Revolution konsequent zu Ende zu bringen“, zwinge sie dazu, „die Verantwortung für den revolutionären Prozess selbst zu übernehmen“, so Dmitrij Jarosh, Führer des rechten Widerstandes (Rechter Sektor).


In einem dreistündigen (eisigen) Gespräch zwischen V.V. Putin sowie J.M. Barroso und H. van Rompuy vertrat die EU-Seite die weltfremde, jede Sachlage verdunkelnde Auffassung, dass das zwischen ihr und der Ukraine geplante Abkommen das Wirtschaftsabkommen zwischen Russland und der Ukraine nicht beeinträchtigen würde. 43 Putin nahm sie mit sichtlicher Skepsis entgegen, sei doch die weit über ein Wirtschaftsabkommen hinausgehende Mitgliedschaft in einer Zollunion mit Russland und anderen Ländern geplant. Andererseits erklärte Putin, dass die russische Finanzhilfe vom 17. Dezember 2013, von der bereits US-$ 3 Milliarden 44 der Ukraine überwiesen und von dieser verbraucht worden sind, nicht an die gegenwärtige ukrainische Regierung gebunden sei.


29. Januar 2014: Es wurde bekannt, dass die Fortsetzung der russischen Finanzhilfe für die Ukraine zeitlich ausgesetzt worden ist. Nach Mitteilung des russischen Ministerpräsidenten D. Medvedev müsse erst die Entwicklung des Machtkampfes in der Ukraine abgewartet werden.


In einem Telefonat zwischen V. Putin und A. Merkel unterstrichen beide Seiten, dass eine beliebige Form der Einmischung von außen in die ukrainischen Angelegenheiten unannehmbar sei 45, wobei wohl jede Seite ihre eigene Interpretation gehabt haben mag.


In der Ukraine werden inoffiziell verschieden Szenarien zur politischen Struktur des Landes durchgespielt. Dabei ist vor allem eines klar: eine Rückkehr zum Status quo ante wird es mit Sicherheit nicht geben, da die Interessenkonflikte zwischen der Ukraine, der EU (und hier speziell auch Polen), Russland und den USA zu stark seien. Im ungünstigsten Fall könnte es zu einer multiplen Zersplitterung des Landes kommen, vgl. Bild 9.


C. Ashton, die Außenbeauftragte der EU, suchte V. Janukovich zu einem Krisengespräch auf und forderte von ihm einen „wirklichen Dialog“, wobei sie zum wiederholten Male mit Sanktionen drohte. Die Weltfremdheit dieser Politikerin verwundert, haben sich doch vor wenigen Tagen außer Litauen alle weiteren 27 Mitgliedsstaaten ablehnend bzw. unschlüssig hinsichtlich Sanktionen gegen die Janukovich-Regierung gezeigt. Kongress und Administration der USA bereiten Sanktionen gegen die Janukovich-Administration vor, wovon aber auch die Opposition im Falle von Gewalttätigkeiten ihrerseits betroffen sein würde (so die Rhetorik).


30. Januar 2014: Die Besetzung öffentlicher Gebäude in Kiew durch militante Kräfte der Opposition hält an. Sicherheitstruppen der Regierung werden Folterungen von Festgenommenen vorgeworfen, z.B. des Anführers des sog. Auto-Majdan, D. Bulatov 46. Dieses Ereignis sowie die Behauptung der Opposition, dass etwa 30 ihrer Mitstreiter von Kräften der Regierung verschleppt worden seien, provozierte vor allem international Aufsehen, Medien-Rummel und Verurteilung der ukrainischen Regierung. Das Parlament verabschiedete ein von der Opposition gefordertes Amnestie-Gesetz.


31. Januar 2014: Auf der 50. Internationalen Sicherheitskonferenz, MSC (Munich Security Conference), die in Münchem, Deutschland, vom 31. Januar bis zum 2. Februar 2014 stattfindet, wolle sich US-Außenminister J. Kerry mit den Oppositionspolitikern V. Klitshko und A. Jazenjuk treffen, teilte ein Vertreter des US State Department mit. Bei den Gesprächen sollten Möglichkeiten für die Bildung einer neuen Regierung in der Ukraine ausgelotet werden. Die Gesamtsituation zeigt, dass das für den Westen derzeit wichtigste Problem wohl nicht die Lösung des inner-ukrainischen Konflikts in dieser oder jener Richtung wäre, sondern die Erkenntnis, dass die Annäherung an und schließlich Assimilation der Ukraine durch die EU (als „Assoziation“ bezeichnet) kein hinreichend friedlicher und ausgewogener Prozess sein würde. Dies könne unerwarteter Weise einen internationalen Konflikt auslösen.
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Bild 9. Post-Majdan.-Version einer sozialpolitischen Zersplitterung der Ukraine.


(http://krimchel.ru/images/news/2018/6/7/%D0%9A%D0%B0%D1%80%D1%82%D0%B0_%D0%A3%D0%BA%D1%80%D0%B0%D0%B8%D0%BD%D1%8B.jpg)


Die Gesamtsituation zeigt, dass das für den Westen derzeit wichtigste Problem wohl nicht die Lösung des ukrainischen Konflikts in dieser oder jener Richtung wäre, sondern die Erkenntnis, dass die Annäherung an und schließlich Assimilation der Ukraine durch die EU (als „Assoziation“ bezeichnet) kein hinreichend friedlicher und ausgewogener Prozess sein würde. Dies könne unerwarteter Weise einen internationalen Konflikt auslösen.


Das ukrainische Militär hat sich erstmals in den Machtkampf zwischen Opposition und Regierung eingeschaltet. Vertreter des Verteidigungsministeriums forderten V. Janukovich in einer Erklärung auf, „im Rahmen der aktuellen Gesetze dringende Schritte“ zu ergreifen, um die Lage zu stabilisieren“. Sie warnten, die Proteste drohten, das Land zu spalten. Der NATO-Generalsekretär A.F. Rasmussen zeigte sich besorgt über ein mögliches Eingreifen des Militärs. Diese Haltung mutet zumindest heuchlerisch an.


1. Februar 2014: Die 50. MSC zeigte hinreichend deutlich das konzertierte Vorgehen von EU und USA mit der ukrainischen Opposition, auch zwecks nachhaltiger Schädigung Russlands. V. Klitshko verhandelte mit Bundesaußenminister F.-W. Steinmeier, Bundespräsident J. Gauck und der EU-Außenbeauftragten C. Ashton. Steinmeier warnte erneut die rechtmäßige ukrainische Regierung, dieses Mal vor einem Versuch, Zeit gewinnen zu wollen. 47 Doch die ukrainische Opposition lehnte ihrerseits eine vom UN-Generalsekretär Ban Ki Moon angebotene schnelle Vermittlung durch die UNO ab. Man zöge direkte Kontakte mit westlichen Ländern vor. Außerdem fand die angekündigte Begegnung mit J. Kerry statt, nach der die Opposition weitere Unterstützung im Rahmen eines abgesteckten Plans erhalten solle. Darin seien - neben der Forderung nach einer Verfassungsreform - Maßnahmen des Europarats (Th. Jagland; Schaffung einer Kommission zur Untersuchung der „verbrecherischen Tätigkeit der Regierung gegen das Volk“) sowie ökonomische Hilfe für die oppositionelle Ukraine seitens „ihrer westlichen Partner“ enthalten. Hinsichtlich der Integration der Ukraine in die EU sollte man tunlichst kein „Nullresultat“ des laufenden Prozesses erwarten. Russland wurde erneut vor einem Eingreifen gewarnt.


Der Außenminister der RF S. Lavrov kritisierte in München das Verhalten der EU im Umgang mit dem ukrainischen Konflikt. Er fragte, was „das Anstiften der Unruhen mit Demokratie zu tun“ habe. „Warum gibt es keine Verurteilung jener, die Regierungsgebäude besetzt und die Polizei angegriffen haben; wieso wird das von der EU noch befördert, da doch in ihren Mitgliedstaaten ein solches Vorgehen sofort geahndet werden würde?“ S. Lavrov und sein ukrainischer Amtskollege L. Kozhara erklärten die Unzulässigkeit einer Einmischung von außen in den Prozess der Krisenbewältigung in der Ukraine. S. Glasjev, der Ukraine-Berater von V. Putin, warf der NATO vor, in der Ukraine und international eine antirussische Stimmung zu schüren.


Die ukrainische Opposition forderte, dass das erst am 28. Januar 2014 (auf ihr Betreiben hin) vom Parlament verabschiedete und seit dem 29. Januar 2014 wirksame Amnestie-Gesetz aufgehoben und durch ein solches der „bedingungslosen Amnestie und Freilassung aller Inhaftierten ersetzt werde“. Sie forderte des Weiteren die vollständige Übergabe der Macht an die Opposition. Insofern würden die „westlichen Partner“ (in diesem Falle EU und USA) der Opposition ihrem Gesuch auf Finanzhilfe stattgeben (lautt A. Jazenjuk: US-$ 15 Milliarden; diese Hilfen seien nicht an eine langfristige Übereinkunft (d.h. Auflagen) mit dem IWF gebunden). Davon abweichende Aussagen zu diesem Gegenstand traf C. Ashton in einem dem Wall Street Journal gegebenen Interview, s.u.


Der ukrainische Inlandsgeheimdienst SBU hat Ermittlungen gegen die Oppositionspartei „Vaterland“ (J. Timoshenko, A. Jazenjuk) wegen „versuchter Machtergreifung“ aufgenommen. Diese würden etwa zwei Monate in Anspruch nehmen.


Der Außerordentliche „Sljot“ (Parteitag) der Grundorganisationen der „Partei der Regionen“ der Ukraine in Charkow fasste den Beschluss, einen Allukrainischen Bund („Ukrainische Front“) zu gründen. Der Oberbürgermeister der Stadt Charkov G. Kernes forderte von den drei Oppositionsführern, die Verantwortung für das Blutvergießen in Kiew und im Lande zu übernehmen. Doch V. Klitshko rief seine Anhänger auf, eine „Volkswehr“ („Narodnoje opoltshenije“) zu gründen.


2. Februar 2014: Am Rande der 50. MSC distanzierte sich C. Ashton in einem dem Wall Street Journal am 1. Februar 2014 gegebenen Interview von der Forderung der Opposition nach vorgezogenen Wahlen. Es sei Sache der ukrainischen Politik, einen Wahltermin zu bestimmen. „Was jeder will, ist eine Phase der Stabilität und eine Bewegung in Richtung freier und fairer Wahlen. In dieser Stabilitätsphase muss die Wirtschaft in Ordnung sein. Das bedeutet, man muss darüber nachdenken, welche Art wirtschaftlicher Unterstützung wir leisten können“, sagte Ashton. Es sei an der neuen Regierung der Ukraine, genau zu definieren, welche Hilfe benötigt werde. Es werde sich aber nicht nur um Geld handeln. „Es könnten Bürgschaften sein. Es könnte die Aussicht auf Investitionen sein. Es könnte einfach nur die Stabilisierung der Währung werden“, sagte Ashton. Dies wurde von F.-W. Steinmeier laut Manager magazin online vom 3. Februar 2014 bestätigt. Steinmeier zeigte sich interessanterweise erneut davon überzeugt, dass eine politische Lösung des Konflikts möglich sei.


Wie man erkennen kann, könnte sich die Haltung der „westlichen Partner“ Klitshkos und seiner ukrainischen Verbündeten gegenüber den Ereignissen verändert haben. So werden offiziell keine Sanktionen mehr gegen die Janukovich-Regierung artikuliert, sondern Hilfeleistungen im Falle von Kooperation zwischen Regierung und Opposition in Aussicht gestellt. Sollte es wieder zu Krawallen in Kiew kommen, hätten sich sowohl die Opposition als auch die Regierung dafür zu verantworten. Man stellt sich offenbar vor, auf diesem weicheren Wege doch noch eine Assoziierung der Ukraine an die EU und die Abtrennung der Ukraine von Russland zu erreichen.


[image: ]


Bild 10. Regionen der Ukraine mit Besetzung oder Blockierung der öffentlichen Gebäude (Dunkelrot: besetzt;


rot: blockiert; hellrot: Proteste; grün: ruhig; schwarze Punkte: administrative Zentren). (Itar-TASS)


In einem offiziellen Papier der „Partei der Regionen“ wird mit Blick auf die Majdan-Bewegung von einem Staatsstreich gesprochen (s. oben). Die an diesem 2. Februar 2014 in der Ukraine herrschende politische Situation ist in Bild 10 dargestellt. Die Ukraine besteht aus 27 territorial-administrativen Einheiten, davon sind 24 sogenannte Gebiete (‚Oblast’). Des Weiteren gibt es die Autonome Republik Krim und zwei der Staatsführung direkt unterstellte Städte, Kiew und Sewastopol. 48


3. Februar 2014: V. Janukovich traf sich am Sonntag mit den ukrainischen Oligarchen und erinnerte sie daran, dass sie die bei russischen Banken genommenen Kredite nicht vergessen sollten. Es handele sich insgesamt um ca. US-$ 30 Milliarden. Unter Umständen könnte eine Verpfändung dieses Vermögens erfolgen.


4. Februar 2014: Ein Vertrauter von V. Janukovich schloss vorzeitige Parlaments- und Präsidentenwahlen nicht mehr aus. „Falls wir Politiker uns nicht einigen können …, so sind vorgezogene Wahlen der einzige demokratische Weg, wie die Krise zu lösen ist“, zitierte der Parlamentarier Jurij Miroschnitschenko im Fernsehkanal ICTV das Staatsoberhaupt aus einer Fraktionssitzung der regierenden „Partei der Regionen“.


C. Ashton führte in Kiew Gespräche über das oben angesprochene Hilfspaket für die Ukraine. Die EU wolle damit einer Übergangsregierung helfen, Reformen einzuleiten und Präsidentenwahlen vorzubereiten. Diese könnten für Frühjahr 2015 angesetzt werden. Die Opposition forderte wiederholt die Rückkehr zur Verfassung des Jahres 2004. Die „Partei der Regionen“ äußerte dagegen Vorbehalte. Die EU diskutierte intern auch die Idee einer sofortigen vollwertigen EU-Mitgliedschaft der Ukraine.


Ein Treffen zwischen V. Putin und V. Janukovich ist für den 7. Februar 2014 während der Olympischen Winterspiele in Sotchi vorgesehen. Zwei US-Kriegsschiffe mit 600 Marine-Infanteristen an Bord sollen vor dem Hintergrund der bevorstehenden Olympischen Spiele Kurs auf die ukrainischen Hoheitsgewässer im Schwarzen Meer genommen haben (Njezavisimaja Gazeta).


Die Opposition setzte ihre persönlichen Angriffe gegen den Präsidenten und Regierungsvertreter fort, wofür V. Klitshko zum wiederholten Male die deutsche Bild-Zeitung nutzte. So sollen sich V. Janukovich und N. Azarov im Ausland deponierte Devisen sowie Immobilien bzw. einen österreichischen Pass verschafft haben. Der ehemalige Ministerpräsident N. Azarov strengte ein Verleumdungsverfahren an.


Der deutsche Botschafter in der Ukraine wurde in das Außenministerium einbestellt, wo von ihm mehr Zurückhaltung und Objektivität in den Äußerungen bundesrepublikanischer Offizieller über die Ereignisse im Lande eingefordert wurden. Ähnliche Kritik gelte auch für Außenminister F.-W. Steinmeier.


5. Februar 2014: C. Ashton führte anlässlich einer Begegnung mit V. Janukovich in Kiew aus, dass die Hilfeleistungen der EU an die Ukraine nur einer Übergangsregierung mit Beteiligung der Opposition gewährt werden würden. Diese Forderung kommt einer Erpressung gleich und schürt die Unruhen.


Das Parlament, die Verchovna Rada, beriet ergebnislos Fragen der Verfassungsreform und Regierungs-Neubildung.


6. Februar 2014: Das Parlament befasste sich wiederum mit der von der Opposition geforderten Verfassungsreform und damit verbundenen grundsätzlichen Problemen. Kurzzeitig belagerten militante Anhänger der Opposition das Parlamentsgebäude. Das Parlament lehnte eine Rückkehr zur Verfassung des Jahres 2004 mehrheitlich ab.
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